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Helmut Große

Öffentliche Meinung und politischer Wille

I. öffentliche Meinung als politische Meinung

Es scheint unbestritten, daß die öffentliche 
Meinung 1) von entscheidender Wichtigkeit für 
das Leben eines politischen Gemeinwesens ist. 
In den demokratischen Verfassungen wird die 
Meinungsfreiheit als ein wichtiges Grundrecht 
gewertet2), und das geschieht nicht nur aus 
Gründen der persönlichen Freiheit des Indi-
viduums, das sich ausdrücken möchte, sondern 
auch zur Voraussetzung dafür, daß sich ein 
politischer Wille überhaupt in Freiheit bilden 
kann. Deshalb legt jedermann Wert darauf, 
daß die öffentliche Meinung unverfälscht zum 
Ausdruck komme. Die Freiheit unbeschränkter 
Verbreitung von Informationen und Meinun-
gen — durch welche Mittel auch immer — 
muß deshalb rechtlich gesichert werden. Wirk-
same Verbreitung ist heute vor allem auf die 
Medien der Druckerpresse, des Rundfunks und 
des Fernsehens angewiesen. Und damit hängt 
die Meinungsfreiheit eng mit der Pressefrei-
heit, oder besser Medienfreiheit, zusammen. 

Jedermann verlangt objektive Wahrhaftigkeit 
von allen, die Informationen und Meinungen 
verbreiten, und jedermann weiß, daß subjek-
tive Wahrhaftigkeit sich nicht immer damit 
deckt. Dazu muß in der Wirklichkeit auch mit 
willentlichen Fälschern gerechnet werden. Da 
das so ist, bekommt die öffentliche Meinung 
nie das Ansehen von unbestrittener Wahr-
heit, sondern bleibt bestreitbar. Sie ist nie als 
Ganzes greifbar, sondern tritt immer erst am 
einzelnen Fall oder an einem Komplex von po-
litischen Fragen in Erscheinung: eben dort, wo 
etwas bestritten wird, wo etwas umstritten ist, *

1) Die Anmerkungen beziehen sich vorwiegend auf 
neuere und leicht zugängliche Publikationen. — 
Entgegen der üblichen und wohlbegründeten Klein-
schreibung wird in diesem Aufsatz das Adjektiv 
„öffentlich" in Verbindung mit dem Substantiv 
„Meinung“ groß geschrieben. Obwohl Ferdinand 
Tönnies in seiner „Kritik der öffentlichen Mei-
nung", Berlin 1922, den Begriff radikal in Frage 
gestellt hat und Emil Dovifat seiner Ansicht folgt 
(Handbuch der Publizistik, Teil I, Berlin 1968,
S. 14 f.), scheint er unzerstörbar und wohl auch 
unersetzbar oder unentbehrlich zu sein. Hanns 
Seidel nennt ihn einen Mythos (Vom Mythos der 
öffentlichen Meinung, Aschaffenburg 1961), Ernst 
Fraenkel gebraucht ihn als gültigen Terminus der 
politischen Theorie (Deutschland und die west-
lichen Demokratien, Stuttgart—Berlin—Köln—Mainz 
19642 ). Mythen und Termini technici rechtfertigen 
die Großschreibung und erleichtern die Lektüre.
2) Art. 5 Grundgesetz (Art. 5GG).

das zu einer Lösung kommen soll. Das mag die 
Verteilung des Sozialproduktes betreffen oder 
das persönliche Verhalten eines Politikers, 
eine Grundgesetzänderung oder den sozial fol-
genreichen Bankrott einer Autofirma. Dennoch 
räumt man der öffentlichen Meinung ein, so 
etwas wie Autorität zu sein. .

Es ist ein Stück des liberalen Glaubens, daß 
im freien Wettbewerb und in der Diskussion

der Meinungen sich so etwas wie größtmög-
liche Nähe zur Wahrheit und Richtigkeit her-
ausdestillieren werde. Dieser Glaube ist auch 
heute noch — trotz vieler Wandlungen — eine 
Grundlage unseres demokratischen Selbstver-
ständnisses 3). Er ist eine Norm, von der die

3) Wilhelm Hennis, Politik als praktische Wissen-
schaft, München 1968, S. 36 ff.



Demokratie als reale Möglichkeit abhängt, wo-
bei noch nichts über deren Institutionen aus-
gemacht ist. Damit aber diese annähernde 
Wahrheit durch Information, durch Meinungs-
austausch und deren Gewichtung nach Ver-
nunftgründen entstehen kann, muß Freiheit 
und Offenheit herrschen; Lügen, Halbwahr-
heiten und Irrtümer müssen offenbar werden, 
öffentliche Meinung ist also immer auch ein 
Prozeß und keine statische Größe.
öffentliche Meinung wird weiter hochge-
schätzt als Kontrollinstanz gegen den Miß-
brauch von gesellschaftlicher und staatlicher 
Macht. Die Theorie von der Demokratie geht 
von einem Menschenbild aus, das optimisti-
sche und pessimistische Züge zugleich trägt. 
Der Mensch als vernunftbegabtes Wesen bie-
tet die G

4

ewähr dafür, daß die Erkenntnis der 
Wahrheit überhaupt angestrebt werden kann. 
Der Mensch als Wesen, das Leidenschaften 
unterworfen ist, steht in der Gefahr, seine 
Vernunftbegabtheit selbst zu verdunkeln. Be-
sitz und Handhabe von Macht bedeuten un-
bestritten eine Verführung zu deren Miß-
brauch. Besitz und Handhabe von Macht sind 
aber notwendig für jede politische Gestal-
tungsaufgabe ). Deshalb spielen in der De-
mokratie die Verfahren zur Machtgewinnung 
und zur Machtkontrolle eine so entscheidende 
Rolle. Die vom Volk durch Wahlverfahren mit 
Macht ausgestatteten politischen Organe müs-
sen durch ebensolche Organe und Verfahren 
kontrolliert werden.
Die öffentliche Meinung ist zwar keine In-
stitution, die für diese Kontrolle gegründet 
wurde, aber sie wird schon vor allen solchen 
Institutionen durch ihre bloße Bekundung 
kontrollierend wirken, wenn sie in ihren frei-
heitlichen Bedingungen nicht eingeschränkt 
wird. Die Wertschätzung dieser Funktion der 
öffentlichen Meinung ist mit dem Glauben 
an den Prozeß der Wahrheitsfindung eng ver-
bunden.
Jedermann legt Wert darauf, an der öffent-
lichen Meinung Anteil zu haben. Es darf 
grundsätzlich keine Privilegien geben, die dem 
einen mehr, dem anderen weniger Rechte zur 
Mitwirkung an der öffentlichen Meinungsbil-
dung einräumen. Die Verfassung berücksich-
tigt das. Allerdings ist die Frage der gleichen 
Chancen damit nicht beantwortet. In Verbin-
dung mit der Versammlungs- und Vereins-
freiheit und dem Recht auf Eigentum bekommt 
sie praktische Bedeutung5). Der wirtschaftlich 
mächtige Zeitungsverleger steht mit dem mit-
tellosen Bürger hier nicht auf einer Stufe.

4) Otto Heinrich von der Gablentz, Der Kampf um 
die rechte Ordnung, Köln u. Opladen 1964, S. 36 ff.
5) Art. 8, 9 u. 14 GG.

6) Helmut Bauer, Die Presse und die öffentliche 
Meinung, München 1965, S. 123 ff.

Dennoch wirkt jeder Bürger am Gewebe der 
öffentlichen Meinung mit, schon durch das Ge-
spräch in den primären Gruppen wie Familie, 
Arbeitsteam, Freundeskreis u. a. Denn irgend-
wann und irgendwie verbinden und häufen 
sich solche geäußerten Meinungen und werden 
auch über den kleinen Kreis hinaus öffent-
lich. Dann allerdings üben sie erst Ein-
fluß aus. Das geschieht in einem Prozeß, der 
nicht sehr durchsichtig ist und deshalb Unbe-
hagen schafft. Denn niemand weiß genau, wie 
die öffentliche Meinung zu definieren ist, wie 
sie zustande kommt, was sie eigentlich ist. 
Aber die meisten Menschen verlangen danach, 
sich mit ihr in Einklang zu finden.

Das ist für urteilsfähige Menschen nicht im-
mer möglich. Deshalb setzen sie sich wo-
möglich in Widerspruch zur öffentlichen Mei-
nung. Das können sie passiv tun, indem sie 
sich aus der Öffentlichkeit zurückziehen, durch 
passiven Widerstand dagegen protestieren, 
oder aktiv, indem sie versuchen, Einfluß zu 
gewinnen, um die öffentliche Meinung zu ver-
ändern. Der Meinungsbildungsprozeß be-
kommt durch solche Bürger neue Impulse.

Die Einflußnahme auf die öffentliche Mei-
nung ist aber ihr entscheidendes Problem 
überhaupt6). Es ist eng mit der politischen 
Willensbildung und Machtgewinnung ver-
bunden und stellt sich etwa folgendermaßen 
dar: Niemand weiß genau, wie öffentliche 
Meinung zustande kommt. Jeder nimmt seine 
Meinungsfreiheit voll in Anspruch. Jeder 
weiß auch, daß es mächtige Meinungsmacher 
gibt, denen er je nach Lage zustimmt oder 
widerspricht, vertraut oder mißtraut. Niemand 
kann und möchte diese Meinungsmacher auch 
entbehren; man ist auf sie angewiesen. Aber 
jeder fürchtet auch, daß öffentliche Meinung 
manipuliert wird, d. h. verfälscht, verbogen, 
zweckgerichtet wird. Jedermann weiß, daß 
Waren- und Dienstleistungsproduzenten, In-
teressengruppen, Parteien, Parlamente, Regie-
rungen versuchen, die öffentliche Meinung in 
ihrem Sinne zu formen, zu bestimmen, zu len-
ken. Jedermann weiß, daß es dabei nicht im-
mer zimperlich zugeht. Er weiß, daß Reklame 
und Propaganda auf ihn niederprasseln. Und 
jeder fürchtet nur die Anfälligkeit des andern, 
während er sich selbst für immun dagegen 
hält.

Wo aber über eine Sache öffentliche Meinung 
greifbar wird, ist nicht mehr festzustellen, wer 
dafür letztlich verantwortlich gemacht werden 
kann oder wer dafür verantwortlich zeichnet, 



denn zu viele Individuen und Gruppen sind 
daran beteiligt. Öffentliche Meinung kann 
dann zum Fetisch für die Massen und die Re-
gierenden werden. Sie kann zur Begründung 
für Taten herangezogen werden und als Zu-
flucht von Verantwortlichen dienen, die sich 
vor Fehlschlägen zu sichern suchen. 

öffentliche Meinung ist ein theoretischer Wert 
der Demokratie und ein praktisches Problem 
vor jeder Entscheidungsfindung in Staat und 
Gesellschaft. Sie mag vorpolitisch und unver-
bindlich sein und bereitet doch den politi-
schen Willen vor, der danach strebt, sich in 
der politischen Tat zu verwirklichen.

Die Problematik der öffentlichen Meinung 
ist damit angedeutet. Es geht jetzt um die 
Klärung der Sache „Öffentlichkeit", die wir 
begrifflich der Meinung zuordnen. Denn öf-
fentliche Meinung ist Meinung der Öffentlich-
keit.
Das Eigenschaftswort „öffentlich" hat im 
Sprachgebrauch zwei Bedeutungen: erstens 
heißt es so viel wie: nicht privat, also offen-
kundig, offen sichtbar, nicht geheim, unge-
schützt, und zweitens heißt es: das Leben der 
Gesellschaft und des Staates, also die res pu-
blica im weitesten Sinne betreffend. Die Öf-
fentlichkeit versteht sich dann als Publikum, 
vor dem etwas geschieht oder sichtbar wird. 
Es kann sehr groß, aber auch relativ klein 
sein, ja sich als eine „geschlossene" Öffent-
lichkeit verstehen, wie z. B. eine exklusive 
Gesellschaftsschicht, die sich selbst sogar als 
„Welt“ bezeichnet. Es sind dann die „mondä-
nen" Kreise, die sich für allein maßgebend 
halten, sich selbst allein als Publikum betrach-
ten.
Dieser Begriff von Öffentlichkeit 7) erscheint 
uns heute zu eng, um als Bereich der öffent-
lichen Meinung zu gelten. Wir meinen mit 
Öffentlichkeit heute nicht mehr nur ein Pu-
blikum, das man irgendwie begrenzen kann, 
sondern alle Menschen in einem Gesellschafts-
körper, alle Bürger in einem Staat, ja zuweilen 
alle Menschen der Erde, wenn wir von Welt-
öffentlichkeit sprechen. Es sind damit gemeint: 
das Gemeinwesen, die Gesellschaft, die poli-
tische Ordnung des Staates, die Staatenord-
nung der Welt. Der Bezug der öffentlichen 
Meinung zur Politik ist damit vorrangig ge-
worden.
Stillschweigend setzen wir daher voraus, daß 
es keine Menschen gibt, die von dieser so ver-
standenen Öffentlichkeit ausgeschlossen wä-
ren. Sie alle bilden diese, sie alle bringen 
ihren Teil an Meinung mit ein. Es wird dabei 
weder an unterschiedliche Rechte, Chancen 
und Freiheiten gedacht, noch an unterschied-
lichen Bildungsstand oder sozialen Status. Es

II. Die Sache „Öffentlichkeit"

wird deutlich, daß dieser Begriff von Öffent-
lichkeit, wie er heute gilt, sehr allgemein und 
abstrakt ist. Er wird konkreter, wenn wir ge-
sellschafts- und geschichtswissenschaftliche 
Maßstäbe an ihn legen.
Betrachten wir die Öffentlichkeit in unserer 
Gesellschaft und in unserem Staat, so dürfen 
wir wohl behaupten, daß alle Bürger diese 
Öffentlichkeit ausmachen. Denn sie sind poli-
tisch-rechtlich als Staatsbürger alle gleich. 
Diese gesetzliche Gleichheit wird allerdings 
modifiziert, wenn wir soziologisch an den Ge-
genstand herangehen. Dann stellen wir fest, 
daß es Schichten in dieser Öffentlichkeit gibt, 
die nach Bildung, Besitz, Engagement und Sta-
tus, nach Einfluß und Macht recht verschieden 
sind. Aber alle bilden trotzdem die Öffent-
lichkeit, weil sie sich offen aussprechen und 
darstellen können, als einzelne oder als Grup-
pen, als Staatsbürger oder als Verbandsmit-
glieder. Sie können das, weil es vor dem Ge-
setz keine Privilegierten und Unterprivile-
gierten gibt, weil bis auf wenige Ausnahmen 
alle eine Schulbildung genossen haben, die 
Grundvoraussetzung zur Teilhabe an den ge-
druckten Mitteln der Kommunikation ist.
Dieses Verständnis von Öffentlichkeit ist die 
Forderung der demokratischen Theorie und 
das Ergebnis eines geschichtlichen Prozesses 
zur Entfaltung der Demokratie8). In allen 
politischen Ordnungen, die auf der Herrschaft 
privilegierter Schichten beruhen, gibt es die-
sen Begriff von Öffentlichkeit nicht, und er 
kommt — historisch gesehen — auch gar nicht 
daher. Er formte sich tatsächlich erst, wie er 
heute gebraucht wird, im 18. Jahrhundert und 
umfaßte das literarisch gebildete Bürgertum, 
das aber unter dem fürstlichen Absolutismus 
keinen politischen Einfluß hatte. Dieses Bür-
gertum begann sich mit schöngeistiger Lite-
ratur zu beschäftigen und darüber Meinungen 
zu äußern: in der Gesprächsrunde, im Salon 
und in Zeitschriften. Es wurde Öffentlichkeit 
durchaus im Sinne von gleichinteressiertem, 
gleichgerichtetem Publikum. Diese Literatur 
war notgedrungen privat. Aber sie blieb es 

7) Jürgen Habermas, Strukturwandel der Öffent-
lichkeit, Neuwied u. Berlin 19652, S. 69 ff. 8) A. a. O„ S. 102 ff.



nicht. Je mehr sich der literarische Geschmack 
dieses Publikums bildete, um so breiter wur-
den die geistigen Interessen und das konkrete 
Urteilsvermögen. Uber die philosophische Be-
trachtung von Literatur und Wissenschaft ge-
langte man notwendigerweise zur Betrachtung 
der gesellschaftlichen und politischen Zustände 
des Jahrhunderts — und erkennende Betrach-
tung führte zur Kritik an den Zuständen.
Dieses gebildete, aber politisch ohnmächtig 
gehaltene Bürgertum trug die geistige Bewe-
gung der Aufklärung, die die Ideen der mo-
dernen Demokratie ausbildete und den Zünd-
stoff zur Großen Revolution in Frankreich 
schuf. Diese bürgerliche Revolution leitete die 
moderne Epoche der Politik ein. Das liberale 
Bürgertum wurde mehr und mehr die herr-
schende politische Schicht und pflanzte die 
Idee der Öffentlichkeit als politische Größe in 
die freiheitlichen Staatsverfassungen ein. Da-
bei errang die Presse ihre überragende Be-
deutung für die Kommunikation der Bürger 
und deren Meinungsbildung.
Grundsätzlich wurde dieses Verständnis von 
Öffentlichkeit nun auf den neuen politischen 
Verfassungsstaat übertragen, d. h. Öffentlich-
keit hatte kritisch zu sein, durch rationale Dis-
kussion der Wahrheitsfindung zu dienen und 
durch vernunftgemäße Durchforschung der 
Wirklichkeit soziale und politische Mißstände 
zu nennen und abzustellen. Das Regierungsge-
schäft sollte aus dem fürstlichen Kabinett der 
geheimen Beschlüsse herausgeholt und für alle 
durchsichtig gemacht werden. Räsonnement, 
d. h. Diskutieren und Argumentieren mit Ver-
nunftgründen, ursprünglich im Dienst des Ge-
schmacks und der Sitte, förderte nun die Ver-
besserung sozialer und politischer Zustände. 
Darin fand es seine Berechtigung und Würde. 
Der liberale Rechtsstaat, die Schöpfung des 
gebildeten Bürgertums, mußte sich aber bald 
anderen Schichten öffnen, die weder Besitz 
hatten noch gebildet waren9). Das Maschinen-
zeitalter hatte begonnen, die Industriearbei-
terschaft drängte zur politischen Mündigkeit 
wie ehemals das Bürgertum selbst. Und zwar 
geschah das durch die eigenen liberalen Prin-
zipien von der Gleichheit aller Menschen. Da-
bei gab es aber entschiedene Hemmungen, die 
schließlich zu neuen revolutionären, nun ra-
dikaldemokratischen und sozialistischen Strö-
mungen führten.

10) A a O. S 231 ff

In diesen Bewegungen trat eine neue Art 
von Öffentlichkeit in Erscheinung. Ihr gehör-
ten nun auch unterprivilegierte Schichten an, 
die um Gleichberechtigung kämpften. Das li-
berale Räsonnement und die kritisch-rationale
9) 

Auseinandersetzung büßten bei diesem Publi-
kum, das nicht im bürgerlichen Sinne gebildet 
war, an Wirkung ein. Vor allem um die Ar-
beiterschaft zum Kampf um ihre Emanzipation 
in Bewegung zu setzen, bedurfte es anderer 
Mittel, nämlich der Agitation der Führenden. 
Diese wandte sich vordringlich an das Gefühl 
der Massen und erst in zweiter Linie an deren 
kritischen Verstand, der noch der Förderung 
und Bildung bedurfte.
Das Ergebnis dieser geschichtlichen Entwick-
lung ist die Erweiterung des Begriffs Öffent-
lichkeit. Er beinhaltet heute nicht mehr nur 
das kritisch-rationale Moment, sondern auch 
das unkritisch-emotionale. Die moderne Ge-
sellschaftsumschichtung hat bewirkt, daß beide 
Seiten kaum als Idealtypen vorkommen, son-
dern in unendlich variierter Mischung. Das hat 
schwerwiegende Folgen für die Meinungsbil-
dung selbst. Nun bleibt die Ansprache jeder 
geäußerten Meinung an das kritische Urteils-
vermögen eine Möglichkeit, aber auch der 
Appell an das Gefühl, an die Stimmung, an 
die Emotion. Durch kritisches Nachdenken 
und Räsonieren werden selten Massen bewegt, 
deren Bildungsstand sehr ungleich ist. Durch 
Appelle an die Emotion können aber Massen 
bewegt werden. Die Presse, die sich früher 
vordringlich an ein kritisches Intelligenzpu-
blikum gewandt hatte, konnte nun auch Stoff 
für die Leidenschaften der Massen verbreiten. 
Die Medien der Kommunikation bedienen sich 
seither je nach Standort, Stil und Absicht bei-
der Möglichkeiten mit unterschiedlicher Ak-
zentuierung.
Der kritischen Öffentlichkeit steht nun die an-
dere gegenüber, die man manipulieren 
kann 10 ). Und doch handelt es sich um die Ge-
samterscheinung Öffentlichkeit. Das euro-
päische Modell historischer und soziologischer 
Entwicklung läßt sich prinzipiell auf die ganze 
moderne Welt übertragen, es erfährt dort nur 
einige Modifikationen. Für die öffentliche 
Meinung als Vorstufe zur politischen Willens-
bildung aber entsteht die Frage nach ihrem 
Wert und ihrer Würdigkeit für die politische 
Entscheidung. Schon im frühen 19. Jahrhundert 
wurde deshalb der Versuch gemacht, zwischen 
einer qualifizierten und einer unqualifizierten 
Öffentlichkeit zu unterscheiden. Die qualifi-
zierte bestand eben aus der Meinung derjeni-
gen, denen man auf Grund ihrer Bildung Ur-
teilsfähigkeit zutraute und die durch ihren Be-
sitz Interesse an dem ordentlichen Gang der 
Dinge hatten und deshalb in ihrem Sinne Ein-
fluß darauf nahmen. Sie beeinflußte jene 
Wahlgesetze, die nicht alle Bürger gleich-
stellte. Im modernen Verständnis bleibt diese



Unterscheidung im Zwiespalt, weil heute die 
Öffentlichkeit begrifflich und tatsächlich unteil-
bar geworden ist. Um sie als solche Einheit 
behandeln zu können, begegnen ihr alle, die in 
ihrem Wirken von der Öffentlichkeit abhän-
gen, also auch die Regierenden, in einer neuen 
Weise. Sie wenden sich nicht nur an den schar-
fen, unterscheidenden Verstand oder nur an 
das unkontrollierte Gefühl und unterschwellige 
Bewußtsein wie Propaganda und Reklame. Sie 
werben um das Vertrauen der Öffentlichkeit 
für das eigene Tun.
Alles was sich heute unter dem Namen 
Public Relations oder Öffentlichkeitsarbeit dar-

stellt, gehört dazu. Sie will vor allem durch 
sachliche Information wirken, sucht aber Mit-
tel und Wege, wie diese Information am be-
sten in das Bewußtsein der vielschichtigen Öf-
fentlichkeit hineingelange. Sie will aufzeigen, 
was ist, aber in wirkungsvoller Art, damit es 
auch von den sogenannten breiten Schichten 
wahrgenommen wird. Dabei mischen sich die 
Methoden des Appells an das verständige 
Urteil mit geselligen Kommunikationsformen 
und Methoden der Reklame. Ihre Bedeutung 
für alle Bereiche des öffentlichen Lebens 
wurde bei uns erst nach 1945 allmählich er-
kannt.

III. Erscheinungsformen der öffentlichen Meinung

1. Veröffentlichte Meinung in den Massen-
medien

Unter Massenmedien verstehen wir heute 
Presse, Rundfunk, Fernsehen und im gewissen 
Rahmen auch den Film 11). Presseerzeugnisse, 
die in relativ hoher Auflage in regelmäßigen 
Abständen erscheinen und zu denen jeder-
mann Zugang hat — d. h. vom Angebot 
und der wirtschaftlichen Erschwinglichkeit 
her —, sind vor allem Tageszeitungen, 
Wochenzeitungen und illustrierte Zeitschrif-
ten. Alle enthalten in verschieden Graden 
Nachrichten, Kommentare und Unterhal-
tung ). Für die Meinungsbildung der Leser 
ist entscheidend, daß in diesen Publikationen 
andere Menschen Meinungen äußern und die-
se zur Lektüre anbieten. Die Verfasser der Ar-
tikel sind meistens Berufsjournalisten, die in 
ihrem eigenen Namen für ihre Person ihre 
Meinung veröffentlichen. Aber es sind auch 
andere Schreiber darunter, die im Auftrag 
einer Redaktion ihre persönliche Meinung 
oder die Meinung einer Gruppe, die sie ver-
treten, darlegen. Schließlich haben auch Leser 
die Chance, ihre Reaktion auf diese veröffent-
lichten Meinungen schriftlich einzusenden und 
gedruckt zu finden. Freiheit und Grenzen die-
ser Meinungsäußerungen werden durch Geset-
ze gewährleistet. Erscheinungen, die diese 
Freiheit beeinträchtigen, werden wiederum 
zum Gegenstand öffentlicher kritischer Mei-
nung. Solche Kritik kommt z. B. auf, wenn 
Journalisten einer Redaktion in ihrer Mei-
nungsfreiheit durch Rücksichten auf die Mei-
nung des wirtschaftlich mächtigen Verlags-
inhabers ihres Blattes festgelegt zu sein schei-
nen 13 ). Solche Journalisten sind zwar dadurch 

11) Harry Pross, Moral der Massenmedien, Köln, 
Berlin 1967, S. 102 ff.
12) Hanns Seidel, a. a. O., S. 54 ff.

13) Die französische Zeitung „Le Monde" versucht 
dieser Gefahr durch eine neuartige Rechtsform zu 
begegnen Verlag und Redaktion sind völlig von-
einander getrennt. Alle Mitglieder der Redaktions-
gemeinschaft sind automatisch Gesellschafter. Ihre 
Anteile sind aber an ihre Funktion gebunden Bei 
Ausscheiden eines Mitglieds werden dessen Anteile 
auf den Nachfolger übertragen (Quelle: Fernseh-
interview mit Alfed Grosser, 1968).
14) Quellen bei Thomas Ellwein, Das Regierungs-
system der Bundesrepublik Deutschland, Köln und 
Opladen 19652, S. 506 ff.

rechtlich nicht der Freiheit beraubt, ihre Mei-
nung wie jeder andere Bürger auch zu äußern 
und zu verbreiten, aber faktisch können sie es 
nicht in dieser Zeitung tun. Die sogenannten 
unabhängigen Zeitungen sichern sich eine ge-
wisse Meinungsbreite ihrer Mitarbeiter. Aller-
dings kann diese Breite durch eine von der Re-
daktionsgemeinschaft verabredete allgemeine 
Richtung begrenzt werden. Daneben gibt es 
aber auch Blätter, die jedermann sichtbar 
machen und erklären, in welchem Sinne und 
zu welchem Zwecke sie Meinungen veröffent-
lichen wollen; das sind vor allem Zeitungen, 
die von politischen Parteien und von gesell-
schaftlichen Gruppen herausgegeben werden 
mit eindeutigen Aktionszielen und -Program-
men.

Meinungsbildende Sendungen des Rundfunks 
sind ihrem Charakter nach kaum von der 
Zeitung zu unterscheiden. Auch hier gibt 
es eine Redaktionsgemeinschaft, die vor allem 
durch die Auswahl der Nachrichten tätig ist, 
und den Kommentator, der seine persönliche 
Meinung kundtut und dafür verantwortlich ist. 
Die Freiheit dieser Meinungsäußerung ist 
durch dieselben Grundgesetzartikel gesichert 
und begrenzt, die für das gedruckte Wort gel-
ten. In unserem Staat sind die Rundfunksender 
Anstalten öffentlichen Rechts 14 ), deren Ober-



aufsicht durch Gremien aus vielen Vertretern 
gesellschaftlicher und politischer Gruppen aus-
geübt wird und viele Stimmen zu Worte kom-
men läßt. Dadurch ist die Meinungsbreite zu-
weilen in höherem Grade gewährleistet als bei 
manchen Redaktionsgemeinschaften von Zei-
tungen. Aber sie ist auch durch größere Rück-
sichtnahme auf eben alle diese Aufsichtsgrup-
pen begrenzt als bei einer erklärten Richtungs-
zeitung. Auch die geäußerte Hörerkritik wirkt 
als ständiger Korrektor der Meinungsbreite 
mit.

In Ländern, in denen der Rundfunk staatlich 
organisiert ist, wird die Meinungsbreite stark 
eingeschränkt. Er wird praktisch zum Sprach-
rohr der Regierungsmeihung oder doch der 
von der Regierung tolerierten Meinung. Wo 
der Rundfunk 
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kommerziell organisiert ist, 
herrscht die Meinungsbreite, die die finanziell 
mächtigen Auftraggeber zulassen oder wollen. 
Sie kann sehr weit, aber auch sehr eng sein. 
Die Reaktionen der sich äußernden Hörer 
nehmen starken Einfluß auf die Programmge-
staltung, denn sie werden als Konsumenten 
umworben ).  Staatliche Kontrolle wird nur 
im Rahmen allgemeiner Gesetze ausgeübt oder 
durch Lizenzbehörden mit begrenzten Befug-
nissen.

Das Fernsehen ist wie der Rundfunk organi-
siert. Die Meinungsvermittlung bekommt hier 
nur eine neue Komponente durch das bewegte 
Bild. In Verbindung mit dem Wort wirkt es 
mehr auf 
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die emotionale als auf die rationale 
Schicht des Adressaten. Ähnlich ist es beim 
Film, wo er meinungsbildend wirken soll. Die 
optischen Mittel werden zur Aussagekraft des 
Wortes in Beziehung gesetzt; sie können das 
meinungsbildende Wort nicht ersetzen, akzen-
tuieren es aber oder manipulieren es gar ).

Die durch Massenmedien kundgetanen Mei-
nungen sind veröffentlichte Meinungen und 
als solche ohne weiteres auch Elemente der 
Öffentlichen Meinung. Sie sind faßbar und 
werden verantwortet, entweder von einzelnen 
Personen oder von Redaktionsgemeinschaften, 
die sich durch Namenszeichen, Impressum oder 
Bild zu erkennen geben. Auch der Rechtsträger 
eines Organs, der als Fierausgeber oder Chef-
redakteur bekannt ist, kann dafür eintreten. 
Diese veröffentlichte Meinung ist als verant-
wortete auch immer qualifiziert, denn ihr Ur-
heber stellt sich als Person oder als rechtlich 
gebundene Körperschaft der Kritik und der 

Auseinandersetzung durch die gesamte Öffent-
lichkeit. Als solche übt sie Einfluß aus, denn 
außer den normalen Lesern reagieren unter 
Umständen auch die verantwortlichen Macht-
träger in Staat und Gesellschaft darauf. Wenn 
eine gewisse Homogenität des Urteils in Er-
scheinung tritt, wird die so veröffentlichte Mei-
nung gern, aber nicht unbedingt zulässig mit 
öffentlicher Meinung überhaupt gleichgesetzt.

• Li ■

2. Meinungsforschung, Umfrageforschung, 
Demoskopie

Diese Sicht hat sich als unhaltbar herausge-
stellt, zumindest von dem Zeitpunkt an, an 
dem die Theorie von der Volkssouveränität 
Einzug in praktische Politik fand und das all-
gemeine Wahlrecht aller Bürger eines Gemein-
wesens Wirklichkeit wurde. Von nun an, als 
die ungreifbare Meinung der Massen sich in 
der Wahl in politische Willenskundgabe und 
Entscheidungsbefugnis umsetzen konnte, wo 
diese nicht artikulierte, vage, schwankende, 
bewegt und gelenkt werden konnte, da wurde 
diese nicht artikulierte vage, schwankende, 
anonyme, unverantwortete Meinung zu einem 
sozialen und politischen Problem. Historisch 
gesehen, hat sich dieser Übergang mit der 
Industrialisierung und dem Werden des de-
mokratischen Verfassungsstaates vollzogen. 
Die wissenschaftliche Antwort auf diese neue 
Lage ist die Ausbildung und Entwicklung von 
Demoskopie, von Meinungsforschung.

Erst in jüngster Zeit hat diese empirische So-
zialwissenschaft exaktere Methoden entwik-
kelt 17). Der Streit um ihren Stellenwert im 
Prozeß der Willensbildung und der politischen 
Entscheidung hält an. Aber daß sie die Grund-
lage verändert hat, wird allgemein anerkannt. 
Ihre Ergebnisse werden praktisch in Rechnung 
gestellt und genutzt von denen, die im Wett-
bewerb um Macht stehen oder sie erhalten 
wollen.

15) Harry Pross, a. a. O„ S. 187 ff.; Hanns Seidel, 
a. a. O., S. 144 ff.
16) Erich Feldmann, Theorie der Massenmedien, 
München-Basel 1962, S. 37 ff.

17) Elisabeth Noelle, Umfragen in der Massenge-
sellschaft, Reinbek bei Hamburg 1963.

Das Problem ist folgendes: öffentliche Mei-
nung kann nicht mehr nur die veröffentlichte 
Meinung sein. Dazu gehört nun auch alles Mei-
nen in der demokratisierten Gesellschaft, das 
sich nicht als verantwortete, als nicht kritisch 
reflektierte Äußerung kundtut, sondern sein 
Wesen verborgen, unartikuliert in Individuen 
und in primären, privaten, unorganisierten 
Gruppen treibt. Aber dieses Meinen ist nicht 
mehr unqualifiziert, d. h. für die Entschei-
dungsträger unerheblich, denn es führt schließ-
lich doch zu Entscheidungen: im Wirtschafts-



prozeß als Konsumverhalten, im politischen
18

 
Prozeß als Wählerverhalten ).

Macht man sich ein Bild von Öffentlicher Mei-
nung nur aufgrund von veröffentlichten Mei-
nungen, erlebt man große Überraschungen 
über das tatsächliche Verhalten der Massen, 
das plötzlich ganz andere Meinungshintergrün-
de vermuten läßt, als es die klassische Theorie 
wahrhaben möchte. Mit anderen Worten: Eine 
einseitige Sicht der öffentlichen Meinung 
führt zu falschem Bewußtsein der Entschei-
dungsträger. Deshalb müssen Mittel und We-
ge gefunden werden, Kenntnis auch von dem 
verborgenen Teil der öffentlichen Meinung zu 
bekommen. Da sich diese latente Meinung nicht 
von selbst äußert, muß sie zur Äußerung pro-
voziert werden. Das kann praktisch nur da-
durch geschehen, daß man den einzelnen durch 
gezielte Fragen zur Äußerung veranlaßt. 
Eigentlich müßte man alle Menschen in einem 
Gemeinwesen fragen. Da das unmöglich ist, 
suchte man nach einem repräsentativen Quer-
schnitt der Gesamtbevölkerung, der breit ge-
nug ist, um mit einer gewissen annähernden 
Sicherheit Rückschlüsse auf die Gesamtheit zu 
erlauben. Das konnte nur durch Mittel der 
mathematisch-statistischen Wissenschaft ge-
leistet werden. Umfrageergebnisse stellen sich 
deshalb nur als prozentuale Zahlengrößen dar, 
die man auswählen, d. h. deuten muß. Die 
gezielten Fragen können sich immer nur auf 
einen engbegrenzten Sachverhalt beziehen 
und dürfen für ein möglichst exaktes Ergebnis 
nur die Antworten ja oder nein erlauben. 
Denn differenziertere, wortreichere Antworten 
können nicht mehr exakt als Zahl dargestellt 
werden und bedürfen der Deutung, die nicht 
mehr mathematischn Methoden folgen kann.

Von der Fragestellung des Fragenden hängt 
also viel für die Richtung der Antwort ab. Die-
se Methode wird von den demoskopischen In-
stituten angewandt. Von anderen sozialwis-
senschaftlichen Forschern wird auch die erwei-
terte Umfrage- oder Interviewmethode be-
nutzt, um Erkenntnisse über Meinungen und 
Verhalten von Perso
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nengruppen zu erlangen. 

Man nennt sie Einstellungsuntersuchungen ).  
Die veröffentlichten Resultate dieser Forschun-
gen sind heute markante Erscheinungsformen 
von öffentlicher Meinung geworden. Hinter 

ihnen steht aber keine Person oder eine sich 
zu erkennen gebende Gruppe, sondern eine 
anonyme Menge. Das macht ihren qualitativen 
Unterschied zur originär veröffentlichten Mei-
nung aus.

3. Individuelle und Gruppenäußerungen
Die Freiheit der Meinungsäußerung ist nach 
dem Grundgesetz (Art. 5) dem Individuum ga-
rantiert. Der einzelne Mensch allein ist Träger 
seiner Meinung, die er mit anderen Menschen 
austauschen kann. Dadurch, daß er es tut, 
kommt der Kommunikationsprozeß in Gang, 
an dem öffentliche Meinung erst erkennbar 
werden kann. Der private, mündliche oder 
briefliche Austausch zwischen Personen hat 
deshalb eine ursprüngliche Bedeutung für die 
öffentliche Meinung; besonders dann, wenn 
er öffentliche, d. h. hier nicht private, nämlich 
die Allgemeinheit angehende Gegenstände be-
trifft.
Zwischenmenschliche Kommunikation, die 
über das Private hinausgeht, führt zur Bildung 
von Gruppen, die in gewissen Punkten eine 
gemeinsame Meinung gewinnen und sie dann 
vielleicht auch als Gruppe äußern. Sie können 
es tun in mündlichen oder schriftlichen Kon-
takten zu anderen Individuen oder Gruppen 
ähnlicher Art. Sie können es als lockerer Kreis 
oder als organisierter Zusammenschluß tun. 
Sie bestimmen ihre Öffentlichkeit durch die 
persönliche Auswahl ihrer Partner selbst, ha-
ben aber gegenüber einem reinen Freundes-
kreis das Merkmal einer Zweckbestimmung 
ihrer Verbindung, und wenn es auch nur die 
Pflege einer Geselligkeit bestimmten Typs ist, 
wie bei Klubs, Tischgemeinschaften, Studen-
tenverbindungen u. a. Doch bleibt es nicht aus, 
daß bei solchen Zusammenschlüssen sich Grup-
penmeinungen formieren, die auch alle mög-
lichen Gegenstände des öffentlichen Lebens be-
treffen. Dann entsteht das Bedürfnis, über sol-
che Dinge mehr zu erfahren und neue Kontak-
te zu einzelnen Personen oder Gruppen zu su-
chen. Informelle Gesprächskreise, organisierte 
Diskussionen, interne Vortragsveranstaltun-
gen wirken innerhalb dieser begrenzten Öf-
fentlichkeit meinungsbildend.
Zusammenschlüsse mit ausgeprägteren, be-
stimmten Zielen, wie die breite Skala des Ver-
einslebens 20) zeigt, haben eine ähnliche Funk-
tion. Sie wirken über die Meinungsbildung 
ihrer Vereinsziele hinaus in das gesellschaft-
liche und politische Leben. Eine Gruppenmei-
nung zu öffentlichen Problemen ihres Umkrei-
ses werden sie gegebenenfalls formulieren und 
in die öffentliche Debatte mit einbringen. Die 

18) Die kontroverse Wertung der Meinungsfor-
schung bei Wilhelm Hennis, Meinungsforschung 
und repräsentative Demokratie, Tübingen 1957 
(jetzt auch in: Politik als praktische Wissenschaft, 
München 1968, S. 125 ff.), und bei Gerhard Schmidt-
chen, Die befragte Nation, Frankfurt u. Hamburg 
1965, S. 267 ff.
19) Elisabeth Noelle, a. a. O., S. 32 ff.; Elisabeth 
Noelle und Carl Schramm, Umfrageforschung in 
der Rechtspraxis, Weinheim 1961, S. 19 ff.

20) Karl Martin Bolte, Deutsche Gesellschaft im 
Wandel, Opladen 1966, S. 193 f. u. S. 210 ff.



mündliche Äußerung wird bald ergänzt durch 
den internen Rundbrief, das Vereinsblatt oder 
durch Stellungnahmen in der lokalen Zeitung. 
Der Schritt in die unbegrenzte Öffentlichkeit 
ist damit schon getan, denn diese schriftlichen 
Äußerungen sind nicht mehr vertraulich und 
können u. U. eine sehr große Verbreitung 
durch andere Massenmedien erlangen, falls 
diese Interesse daran nehmen.
Andere Gruppen sammeln sich um Interessen 
und Ziele, die an sich schon in Richtung auf die 
Öffentlichkeit angelegt sind, wie z. B. Interes-
senverbände, Förderervereine und viele an-
dere21 ). Auch sie bedienen sich der Mittel 
des Gesprächs- oder Arbeitskreises, der Ver-
sammlung und Kundgebung, um ihre Gruppen-
meinung zur Geltung zu bringen. Es kön-
nen auch freie Persönlichkeiten sein, die 
sich aus staatsbürgerlichem Verantwortungs-
bewußtsein um Probleme kümmern, die nicht 
direkt in ihre berufliche Zuständigkeit gehö-
ren, oder festgefügte Organisationen mit wirt-
schaftlichen oder ideellen Interessen. So 
äußern sich z. B. Unternehmerkreise öffentlich 
zu bildungspolitischen Fragen, und Wirt-
schaftsverbände verfechten öffentlich ihre Be-
lange vor anstehenden politischen Entschei-
dungen, die sie unmittelbar betreffen.

21) Gerhard Wurzbacher, Klaus 
trud v. Schrötter, Vereinigungs- und 
lungsfreiheit, Hannover 1966, S. 75 ff.

22) Hartmut Vogel, Demonstrationsfreiheit und ihre
Grenzen, in: Aus Politik und Zeitgeschichte, Beilage 
zur Wochenzeitung Das Parlament, B 26/68.

Diese ständigen Gespräche von Aktionsaus-
schüssen, von Vorständen und Mitgliederzu-
sammenkünften führen zur gemeinsamen Mei-
nungsbildung solcher Gruppen, die in Form 
von Resolutionen und Denkschriften an Stel-
len mit politischer Entscheidungsbefugnis ge-
richtet werden, oft unter gleichzeitigem Ver-
öffentlichungsangebot an Nachrichtenagentu-
ren und Presseorgane. Auch die ursprüngliche 
Form der Deputation, also einer beauftragten 
Gruppe für eine mündliche Rücksprache mit 
amtlichen Autoritäten, wird mit der Übergabe 
von Schriftstücken an die Öffentlichkeit gekop-
pelt. Sie ist eine Art der Kundgabe von Mei-
nung und Wille, die sich quantitativ bis zur 
Massendemonstration vor Rathäusern, Parla-
menten, Botschaften und Regierungssitzen stei-
gern kann.
Verstärkt wird die Wirkung solcher Demon-
strationen dadurch, daß sie vor allem die Öf-
fentlichkeit durch auffälliges Gebaren der Teil-
nehmer auf die Meinung der Beteiligten auf-
merksam macht. Oft ist auch nur diese ano-
nyme Öffentlichkeit der Adressat. Bilder, Zei-
chen, Sprechchöre, Gesänge, Spruchbänder und 
andere visuelle und akustische Mittel geben in 
verkürzten Parolen Meinungen zu allgemeinen 
oder auch Gruppenproblemen kund, die die 

Beachtung der Öffentlichkeit für sich in An-
spruch nehmen. Diese elementare Form der 
Meinungsäußerung kann sich im absurden 
Ausfallen einzelner kundtun oder als revoltie-
render Protest von Massen. Ingenieurstuden-
ten stehen stumm in altmodischer Trauerklei-
dung um eine Sargattrappe auf der Straße; 
Studentendemonstrationen gehen bis hart an 
die Grenze des Demonstrationsrechtes oder 
überschreiten sie gar in ungesetzlichen Hand-
lungen.
Das Grundgesetz garantiert das Recht auf De-
monstrationen deshalb, weil es darin eine ur-
sprüngliche Form der Äußerung von Indivi-
dual- und Gruppenmeinung anerkennt22 ). 
Massendemonstrationen, die unter besonderer 
psychologischer Spannung stehen, werden um 
der öffentlichen Ordnung willen sogar von der 
Polizei vor Gegendemonstranten geschützt.
Wo immer Gruppen ihre Meinungen in der 
Öffentlichkeit zum Ausdruck bringen wollen, 
sei es durch das gesprochene Wort, durch 
Schrift oder Demonstration, suchen sie den Bei-
stand der Massenmedien. Vorherige Übermitt-
lung von Drucksachen und Pressekonferenzen 
sind die gewöhnlichen Verfahren, aber auch 
auffällige Veranstaltungen mit Sensations-
gehalt sollen Presse, Funk und Fernsehen ver-
anlassen, in ihnen ein lohnendes Objekt der 
Berichterstattung zu sehen, um dadurch die 
Aufmerksamkeit der Öffentlichkeit für die 
jeweilige Gruppenmeinung zu gewinnen.
Die Massenmedien wirken dadurch als Ver-
vielfältiger und Verstärker der Meinungsäuße-
rung von Gruppen. Sie erlangen dadurch wo-
möglich eine Publizität, die sonst — auch bei 
größerer Verfügung über eigene Publikations-
mittel — nie zu erreichen wäre. Ein auffälliges 
Beispiel dafür aus jüngster Zeit bietet die Tat-
sache, daß durch das Fernsehen gewisse Stu-
dentendemonstrationen in einem unerwarteten 
Maße ins öffentliche Bewußtsein gekommen 
sind Ohne die Publikationshilfe der Massen-
medien hätten sicher viele nur lokale Auf-
merksamkeit oder das Interesse der fachlich 
Betroffenen gewonnen.
Bloß individuelle Meinungen gelangen bei un-
serem Gesellschaftszustand heute selten zu 
solch großer Publizität, es sei denn bei solchen 
Personen, die schon über einen entsprechenden 
Apparat durch ihr publizistisches Ansehen 
oder ihr Amt verfügen, wie bekannte Schrift-
steller, Gelehrte und Politiker.
Erscheinungsformen der öffentlichen Meinung 
sind demnach:



1. die von Personen und organisierten Grup-
pen verantworteten und veröffentlichten Mei-
nungen der Massenmedien,

2. die mathematisch-statistischen Meinungs-
ausschnitte und anonymen Interviewergeb-
nisse, die durch empirische Umfragen der ent-

sprechenden wissenschaftlichen Institute ver-
fügbar werden.
3. die von Individuen und Gruppen auf ver-
schiedene Weise kundgetanen Meinungen, die 
heute vor allem aufgrund der Verstärkung 
durch die Massenmedien wirkungsvolle Publi-
zität erhalten.

IV. Beziehungen der Erscheinungsformen öffentlicher Meinung 
zum Prozeß der politischen Willensbildung

Das Grundrecht der allgemeinen Meinungsfrei-
heit bezieht sich auf alle Lebensbereiche. Mei-
nungen gelten und wirken auf allen Gebieten 
der Sitte, der Mode, des Geschmacks, des 
Sports, der Wirtschaft, der Kultur usw. Die 
Grade ihrer Erheblichkeit für das Gemeinwe-
sen sind sehr schwankend. Entscheid
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end für 
die Gesamtheit eines Gesellschaftskörpers 
werden Meinungen aber da, wo sie sich in 
den Prozeß der politischen Willensbildung )  
hinein fortsetzen.
Die genannten Erscheinungsformen Öffent-
licher Meinung treten hierbei in ein Be-
ziehungssystem, in dem sie bestimmte Funk-
tionen übernehmen. Die Meinung der Massen-
medien und die veröffentlichten Ergebnisse 
der Demoskopie, die Öffentlichkeitsarbeit der 
gesellschaftlichen Gruppen, der politischen 
Parteien und der staatlichen Organe bilden mit 
den zwischenmenschlichen Kommunikations-
formen ein dichtes Gewebe von Meinungs-
austausch, von bewußter und unbewußter ge-
genseitiger Beeinflussung.
Aber erst an akuten Problemen des Gemein-
wesens, die zu ihrer Lösung der politischen — 
und das heißt hier der staatlichen — Ent-
scheidung und Macht bedürfen, kristallisieren 
sich Meinungen zum politischen Willen.
Dieser Willensbildungsprozeß ist permanent, 
und alle Staatsbürger können daran Anteil ha-
ben. Denn politische Probleme und Konflikte 
entstehen ständig neu. Politik kann hier förm-
lich gedeutet werden als ein Erkennen von 
Problemen und als das Austragen von Kon-
flikten mit dem Ziel, Aufgaben nach dem Maße 
von Überzeugungen und mit den Mitteln der 
Macht zu bewältigen.

1. 

Willensbildung ihren Abschluß findet; es ist 
das Parlament, das alle Meinungs- und Wil-
lensströme in sich aufnimmt, zur letzten Aus-
einandersetzung kommen läßt und im Brenn-
punkt des Gesetzesbeschlusses zur Ruhe 
bringt24 ). Mit dem Monopol der physischen 
Gewalt im Hintergrund werden diese Gesetze 
von der Regierung ausgeführt, durchgesetzt 
und von den Gerichten geschützt.

22) Ernst Fraenkel, a. a. O., S. 117 ff.
25) Arnd Morkel, Das Parlament als öffentliches 
Forum, in: Aus Politik und Zeitgeschichte, Beilage 
zur Wochenzeitung Das Parlament, B 40/66.

Dieser Abschluß ist formal und staatspolitisch 
gültig, was nicht ausschließt, daß er außer-
halb des staatlichen Hoheitsraumes, also in 
der Gesellschaft, einen neuen Meinungsbil-
dungsprozeß auslöst.
Das Parlament hat dabei eine doppelte Funk-
tion25 ): Es ist einmal die letzte Clearingstelle 
aller zu einem politischen Problem geäußerten 
und erforschten Meinungen in der Gesellschaft, 
die in Fraktions- und Ausschußberatungen und 
in der Plenumsdebatte ihre qualifizierte Reprä-
sentation finden, d. h. alle Meinungs- und 
Willensströme quirlen hier in höchster Turbu-
lenz noch einmal durcheinander. Sie tun das 
aber nun nicht mehr unverbindlich für das 
Ganze, sondern mit dem Ziel, die Standpunkte 
endgültig zu klären. Die zweite Funktion ist 
aber, im parlamentarischen Kampf dieser 
Standpunkte die Machtbasis zu schaffen, die 
für die Entscheidung, den Gesetzesbeschluß, 
nötig ist.
Diesem parlamentsinternen Prozeß kommt eine 
neue erhebliche Bedeutung für die Öffentliche 
Meinung zu, denn er spielt sich in seinem kri-
tischen Stadium öffentlich ab und unterliegt 
wiederum dem Urteil der öffentlichen Mei-
nung, die in konzentrierter systematischer 
Form sich selbst darin wiedererkennt. So lange 
er andauert — und das kann bei wichtigen Ent-
scheidungen lange Zeiträume in Anspruch neh-
men —, gehen von den Beratungen des Parla-
ments unentwegt neue Meinungsanstöße in die 
Öffentlichkeit zurück und formen neue Wil-



lensimpulse im vorstaatlichen Raum des Ge-
meinwesens.
Eine weitere Aufgabe für die Meinungs- und 
Willensbildung der Öffentlichkeit erwächst 
dem Parlament aus seiner Funktion der Regie-
rungskontrolle. In der parlamentarischen De-
mokratie bestellt das Parlament aus sich her-
aus die Regierung, und diese ist ihm verant-
wortlich. Die Tätigkeit der Regierung unter-
liegt der ständigen Beobachtung und Kritik der 
Öffentlichkeit und gibt ihr entscheidende An-
stöße zur Meinungsäußerung. Wenn sich im 
vorstaatlichen Raum Meinungen zu Maßnah-
men oder Unterlassungen der Regierung bilden, 
die zu politischen Willensäußerungen führen, 
setzen diese sich im Parlament fort. Sie haben 
damit eine berufene Vertretung im staatlichen 
Repräsentationsorgan erlangt, das nun seine 
Kontrollfunktion gegenüber der Regierung 
wahrnimmt. In den Formen der Kleinen und 
Großen Anfragen sowie der Aktuellen Stunde 
formuliert das Parlament öffentliche Meinung 
und fordert von der Regierung Rechenschaft 
für sich und die Öffentlichkeit, die die Exeku-
tive von sich aus wahrscheinlich nicht geben 
würde, d. h., es zwingt die Regierung zur ver-
bindlichen Stellungnahme für die Öffentlich-
keit26 ). In schwerwiegenden Fällen können 
öffentliche Anhörungen und Untersuchungs-
ausschüsse des Parlaments diesen Effekt für 
die Öffentlichkeit verstärkten und neue An-
stöße für die Meinungs- und politische Wil-
lensbildung auslösen.

26) Friedrich Schäfer, Vorschläge zu einer Parla-
mentsreform, in: Aus Politik und Zeitgeschichte, 
Beilage zur Wochenzeitung Das Parlament, B 1/67.
27) Auch die Wochenzeitung „Das Parlament" ist 
kein Organ des Bundestages, sondern eine Publi-
kation der staatlichen politischen Bildungsarbeit.

Das Parlament ist in dieser Hinsicht also ein 
entscheidender Faktor in der Bildung öffent-
licher Meinung für politisch relevante Proble-
me. Es dient dadurch — selbst höchstes Organ 
politischer Willensbildung — auch der Bildung 
politischen Willens im vorstaatlichen Raum 
des Gemeinwesens.
Dafür benötigt es keinen eigenen Kommunika-
tionsapparat, weil es selbst schon Teil der 
Öffentlichkeit ist, und zwar ihr qualifizierter 
Teil27 ). Es bietet sich in seiner Offentlichkeits-
qualität ohnehin allen nur denkbaren Kommu-
nikationsmitteln an, die davon auch ausgiebig 
Gebrauch machen. Dadurch wirkt es zurück auf 
die meinungsbildenden Massenmedien, auf die 
Öffentlichkeitsarbeit der Regierung, der Par-
teien und Verbände, gibt Anstöße für deren 
Werbung, veranlaßt die Meinungsforschung 
zu neuen Umfragen und gibt dem großen Be-
reich mündlicher Kommunikation neuen 
Schwung.

Der Meinungsbildungs- und politische Willens-
bildungsprozeß ist durch diese Wechselwir-
kung aller Faktoren der öffentlichen Meinung 
gekennzeichnet.

2. Funktion der Massenmedien
Die Massenmedien nehmen bei diesem Vor-
gang den wichtigsten Platz ein28 ). Sie wirken 
durch Informationsvermittlung und durch Mei-
nungsäußerungen, die als kritischer Kommen-
tar oder engagierte Stellungnahme zu einem 
Problem oder zu einer Tatsache veröffentlicht 
werden. Ihr Material entnehmen sie allen poli-
tisch erheblichen Erscheinungen des Lebens 
und schöpfen aus allen zur Verfügung stehen-
den Nachrichtenquellen. Damit sie diese dop-
pelte Aufgabe erfüllen können, genießen sie 
den besonderen Schutz des Grundgesetzes, der 
ihnen wegen dieses Dienstes an der Öffentlich-
keit zugestanden wird. Ihre Informationspflicht 
erstreckt sich für die politische Meinungsbil-
dung auf Gesellschaft und Staat, d. h. auf Grup-
pen, Parteien, Parlamente und Regierungen. 
Ihre politisch erheblichen Meinungsäußerun-
gen wirken gleichermaßen auf den normalen 
Staatsbürger wie auf Mandatsträger und Mit-
glieder der Exekutive. Die Presse räumt dar-
über hinaus ihren Lesern Raum für Meinungs-
äußerungen ein, gleich welcher Art und par-
teilicher Überzeugung sie auch seien.
Bei Rundfunk und Fernsehen werden von be-
stimmten Problemen betroffene Staatsbürger, 
fachkundige Verbandsvertreter, Beamte und 
Wissenschaftler, Parteipolitiker, Parlamenta-
rier und Minister für Interviews und Gruppen-
diskussionen zu politisch aktuellen Fragen vor 
Mikrophon und Kamera gebeten und erreichen 
mit ihren Äußerungen eine sehr breite Öffent-
lichkeit. Korrespondenten der Massenmedien 
übermitteln von den politischen Zentren und 
aktuellen Schauplätzen direkte Tatbestände, 
persönliche Eindrücke und Meinungen.
Praktisch sind alle diese Orientierungen jedem 
Bürger zugänglich, der sich dafür interessiert. 
Sie erweitern den zwischenmenschlichen Kom-
munikationsrahmen ins Unendliche zu einem 
ständigen Prozeß des Informations- und Mei-
nungsaustausches und machen für die poli-
tische Willensbildung alle Fakten und Meinun-
gen verfügbar.

3. Funktion der Öffentlichkeitsarbeit



gen und Zielvorstellungen, ihre Tätigkeit und 
ihr Bemühen in den allgemeinen Bewußtseins-
strom einfließen und darin ihren Platz behaup-
ten, d. h., sie wollen publik werden. In unse-
rem Gesellschaftszustand sind das vor allem 
die vielfältigen Gruppen, die wirtschaftliche, 
soziale, kulturelle, humane, religiöse und 
staatsbürgerliche Interessen vertreten, dazu 
die politischen Parteien, die aus dem Fundus 
ihrer Gemeinwohlkonzepte zu Einzelproble-
men Stellung nehmen und durch die Parla-
mentswahlen zur Teilhabe an der staatlichen 
Macht kommen wollen, und schließlich die 
staatliche Exekutive in allen ihren Teilen als 
Ministerien und Verwaltungen. Sie alle müs-
sen an der Meinungs- und Willensbildung der 
Gesamtheit durch einen ständigen Informa-
tionsfluß beitragen.
Sie können das auf zwei verschiedene Weisen 
tun, einmal mit den Mitteln der Public Rela-
tions oder Öffentlichkeitsarbeit29 ), zum ande-
ren mit gezielter Werbung ). Besonders für 
die politische Willensbildung ist es wichtig, 
die Abgrenzung beider Formen klar zu erken-
nen. Der Bürger muß sie kritisch unterscheid
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en 
können, damit er angemessen darauf reagieren 
kann. Beide Formen bedienen sich des gleichen 
Instrumentariums der Kommunikation )  wie 
die gewerbliche Wirtschaft; als da sind: Bro-
schüren, eigene Filme und Zeitschriften, Mit-
teilungsblätter, Bulletins, Flugblätter, Plakate, 
Inserate und nichtredaktionelle Artikel in der 
allgemeinen Presse und alle Möglichkeiten der 
zwischenmenschlichen Kommunikation in Ge-
spräch, Vortrags- und Diskussionsveranstal-
tung, in Pressekonferenz, organisierter Gesel-
ligkeit u. a. Öffentlichkeitsarbeit bedeutet sy-
stematische Vermittlung von informatorischen 
Aussagen, die sich an bestimmte Empfänger 
richten, aber zunächst nicht als Aufforderung 
zur kritischen Auseinandersetzung, sondern 
als einfache Kenntnisgabe. Sie muß sich des-
halb ausgewählter Methoden bedienen, die 
die besondere psychologische und soziologi-
sche Situation der Adressaten berücksichtigt, 
d. h., sie muß auf die rechte „Verpackung" der 
Information achten, um beim Empfänger „an-
zukommen". Damit wendet sie sich auch an 
das Gefühl, zumal mit der Information auch 
der Teil der Öffentlichkeit angesprochen wer-
den soll, der nicht unbedingt bereit ist, jeder-
zeit seinen kritischen Verstand zu strapazie-
ren.

29) Albert Oeckl, Handbuch der Public Relations, 
München 1964, S. 25 ff.
30) A. a. O., S. 69 ff.
31) A. a. O., S. 205 ff.

32) Jupp Kutzi, Propaganda und öffentliche Mei-
nung, Kempten 1962, S. 16 ff.; Peter Hofstätter, Die 
Psychologie der öffentlichen Meinung, Wien 1949.
33) Das geschah kurz vor dem Gesetzesbeschluß im
Mai 1968, als die endgültigen Fassungen der zur 
Verabschiedung anstehenden Artikel einer beson-
ders gespannten und erregten ‘fentlichkeit nicht 
immer rasch genug bekannt gemacht wurden.

Dieser Umstand macht deutlich, wie schmal 
der Grad zwischen der Öffentlichkeitsarbeit 

und einer Propaganda 32)  ist, die sich die Mo-
bilisierung der Gefühle zum Ziele setzt, um 
eigenen Willen auf die Empfänger zu über-
tragen. Besonders für die politische Willens-
bildung müssen die Gefahren einer Vermi-
schung beider Kommunikationsarten erkannt 
werden.
Richtige und für den Prozeß der Meinungs-
und politischen Willensbildung notwendige 
Öffentlichkeitsarbeit aller beteiligten gesell-
schaftlichen und staatlichen Kräfte muß vor 
allem auf lückenlose, wahrhaftige, gediegene, 
glaubwürdige und nüchterne Informierung der 
Öffentlichkeit bedacht sein, die Vertrauen in 
die Aussage erzeugt und in den, der sie macht. 
Diese Art der Vertrauenswerbung korrespon-
diert mit dem staatsbürgerlichen Appell zum 
kritischen Urteil. Beide Faktoren dienen einer 
sachgerechten, rationalen politischen Mei-
nungs- und Willensbildung, an der auch das 
Gemüt ja nie unbeteiligt ist.
Wichtig ist für jede politisch erhebliche Öffent-
lichkeitsarbeit, daß sie keine Informations-
lücke aufkommen läßt. Besonders im staatli-
chen Bereich würde das erstrebte Vertrauen 
der Bürger verspielt werden und dem Gerücht, 
der Spekulation, dem abenteuerlichen Fehlur-
teil und dem Mißtrauen freien Lauf lassen. 
Das Kommunikationsbedürfnis in unserer Ge-
sellschaft ist so groß, daß aus solchen Lücken 
unheilvolle Entwicklungen entstehen können. 
Zuweilen wird ein Unbehagen darüber ge-
äußert, daß staatliche Stellen ein Übermaß an 
Öffentlichkeitsarbeit leisteten, was sich aber 
dann als absurd erweist, wenn in bestimmten 
Situationen, wie bei der Debatte über die Not-
standsverfassung, die Klage über zu wenig In-
formation in der Bevölkerung laut wird33 ).
Ähnlich liegt der Fall für die Öffentlichkeits-
arbeit der Parteien und Verbände; auch hier 
wirken die Schäden des Vertrauensverlustes 
letztlich für das ganze Gemeinwesen nachtei-
lig. Denn auch die Parteien und die Gegner im 
sozialen und politischen Kampf müssen um die 
Glaubwürdigkeit ihrer Ziele und Methoden be-
sorgt sein.

4. Funktion der politischen Werbung
Nun spielt sich der Kampf der politischen Mei-
nungen tatsächlich nicht nur im Rahmen der 
rationalen kritischen Auseinandersetzung ab, 



für die ein hohes Maß objektiver Information 
zugrunde liegt. Auf allen Ebenen des gesell-
schaftlichen und staatlichen Lebens ringen Mei-
nungen, Überzeugungen, Ziele, Maßnahmen 
und Willensbekundungen um Anerkennung 
und Geltung34 ). Da sich politischer Wille 
stets am Konflikt und dessen Lösungsversuch 
kristallisiert, geht es darum, Anhänger in der 
Öffentlichkeit zu gewinnen, die die Macht-
grundlage für eine Entscheidung gewährlei-
sten. Das ist der Fall, wenn ein Verband ein 
partielles Interesse gegenüber der Gesamtheit 
zur Geltung bringen will, wenn eine Partei um 
Zuzug wirbt, wenn eine Fraktion im Parlament 
sich zu einer gemeinsamen Haltung für eine 
wichtige Abstimmung zusammenrauft oder 
wenn die Regierung eine angefochtene Maß-
nahme rechtfertigen muß. Die Situation des 
Kampfes bedingt die Bereitstellung taktischer 
Mittel für die Werbung von Anhängern.

36) Manfred Schütte, a. a. O., S. 7 ff.
37) Bruno Kalnins, Agitprop — Die Propaganda in 
der Sowjetunion, Wien—Frankfurt—Zürich 1966, 
S. 11; Adolf Hitler, Mein Kampf, München 1933, 
S. 194 ff.

Wenn auch bei all diesen Verfahren Wert auf 
die Überzeugungskraft der besseren Argumen-
te gelegt wird, so kommt es in der praktischen 
Auseinandersetzung auch auf deren geschickte 
Plazierung zum günstigsten Zeitpunkt inner-
halb einer gegebenen Situation an. Dieser tak-
tische Einsatz umfaßt 1. die Auswahl und Ak-
zentuierung von Informationen, 2. die Replik 
auf schwache Stellen im Argumentationsge-
flecht des politischen Kontrahenten ebenso wie 
3. den moralischen Appell an Emotionen, falls 
Werte in Frage gestellt werden, die scheinbar 
bisher dem allgemeinen Konsens unterlagen, 
und auch 4. das Pochen auf die Untadeligkeit 
der eigenen Überzeugung.

Erst die bewußte Diffamierung des Gegners 
und die Unterstellung seiner Unglaubwürdig-
keit verdirbt die politische Moral; ebenso die 
bewußte Irreführung der Umworbenen durch 
falsche und unvollständige Informationen und 
lügenhafte Verdrehung der Tatsachen.

Die eigene Sache ins rechte Licht zu setzen und 
sie vor der Kulisse gegnerischer Meinung und 
Argumentation sich günstig abheben zu las-
sen, ist ein legitimes Kampfmittel. Die Sache 
des Gegners durch Unwahrheit abzuqualifizie-
ren, vergiftet dagegen das politische Klima im 
ganzen.

Zweifellos ist die Frage des politischen Kampf-
stiles von eminenter Bedeutung für die morali-
sche Gesundheit eines Gemeinwesens35 ). Wo 
prinzipielle Fairneß nur noch taktischen Win-
kelzügen geopfert wird, wächst notwendiger-

34) Manfred Schütte, Politische Werbung und tota-
litäre Propaganda, Düss

35)
eldorf—Wien 1968, S. 83 ff. 

8  Otto Heinrich von der Gablentz, a. a. O., 
S. 335 ff. (Zur politischen Gesittung). 

weise das öffentliche Unbehagen und leistet 
der Radikalisierung Vorschub.
Zweifellos wird die moralische Schwelle'in der 
Hitze des Gefechtes — auch bei gutem Willen 
— nicht immer geachtet. Nur wo schnelle 
Selbstreinigung der Fehlenden und Besinnung 
auf die gemeinsame Plattform des politischen 
Kampfes zur Korrektur führt, ist ein Neube-
ginn der Fairneß zu erwarten und damit ein 
Kampf in der Verantwortung vor dem gemei-
nen Wohl, dem sich alle Kontrahenten ver-
pflichtet fühlen müssen.
Dabei bleibt theoretisch völlig offen, welches 
Maß an Entgleisungen ein Gemeinwesen ver-
tragen kann, ohne daß es schweren und un-
korrigierbaren Schaden nimmt. Das macht die 
tatsächliche Gefahr um so größer. Die Verant-
wortung für die politische Gesittung ist allen 
Trägern gesellschaftlicher und staatlicher Mei-
nungs- und Willensmacht aufgetragen.
Die Mittel des politischen Kampfes um rati-
nale Anerkennung und gefühlsmäßige Bestä-
tigung nennen wir politische Werbung. Die 
Mittel der bedenkenlosen Agitation bezeich-
nen wir meist nach der geschichtlichen Erfah-
rung mit der totalitären Massenvorführung im 
20. Jahrhundert als Propaganda. Beide Formen 
wollen den Willen der Angesprochenen bewe-
gen, aber mit unterschiedlicher Einstellung 
zur Wahrheit. Obwohl das Wort Propaganda 
an sich wertfrei ist und nichts weiter bedeutet 
als Verbreitung von Zielen und Methoden des 
Denkens, Glaubens und Handelns, ruft es heu-
te im politischen Sprachgebrauch ungute Asso-
ziationen wach. Eine wissenschaftlich gültige 
Definition kann trotz vielfacher Bemühung 
nicht gelingen36 ). Sowjetische und national-
sozialistische Propaganda versteht und ver-
stand sich als legitime und notwendige Metho-
de der Mas
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senbeeinflussung. Innerhalb totali-
tärer Wertsysteme gibt es keine Skrupel ge-
genüber Werten wie Objektivität und Wahr-
haftigkeit. Die totalitäre Propaganda folgt 
ihren eigenen Gesetzen, die sich ausschließlich 
vom Herrschaftsziel her bestimmen ).
Innerhalb einer freiheitlichen Rechtsordnung 
dagegen werden politische Zielsetzungen und 
Methoden stets an moralischen Werten der 
Wahrhaftigkeit, der Gerechtigkeit und der Fair-
neß gemessen. Wo politische Ziele durch Mit-
tel erreicht werden sollen, die es darauf anle-
gen, die Zustimmung der betroffenen Men-
schen dadurch zu erlangen, daß man ihr Denk-



vermögen und damit ihre Menschenwürde aus-
schaltet und statt dessen ihre Vorurteile, Lei-
denschaften und blinden Triebe in Erregung 
versetzt, werden notwendigerweise jene mora-
lischen Maßstäbe verletzt und verachtet. Die 
Übergänge sind gleitend. Propaganda als 
mißbräuchliche Meinungslenkung ist in jeder 
Gesellschaft möglich.
Politische Werbung richtet Appelle an das Ge-
fühl der Umworbenen, ohne dabei deren Ur-
teilskraft auszuschalten. Propaganda richtet 
Appelle an das Gefühl mit dem Ziel, jede ra-
tionale Kontrolle der Angesprochenen zu über-
spielen. Politische Werbung bedeutet Mobili-
sierung von solchen Staatsbürgern, die sich 
noch nicht mit den anstehenden Problemen be-
faßt haben oder sich desinteressiert und unent-
schlossen verhalten. Propaganda zielt auf ra-
dikale Mobilisierung von Massen zu blindem 
Reagieren gemäß dem Willen der Agitatoren.

Die Bedeutung von politischer Werbung und 
Propaganda für die Öffentliche Meinung ist 
von besonderer Brisanz, denn beide fördern die 
politische Willensbildung mit großer Beschleu-
nigung. Das tritt vor allem an Problemen in 
Erscheinung, die besonders umstritten und de-
ren Lösung in einem oder anderen Sinne be-
sonders folgenreich für die politische Zukunft 
eines Gemeinwesens sind. Solche Probleme 
waren für die Bundesrepublik Deutschland 
z. B. der Beitritt zu den Europäischen Gemein-
schaften und zur NATO und die Notstandsver-
fassung.

5. Sonderfall der Wahl

Politische Werbung und Propaganda treten 
aber auch immer dann in Ercheinung, wenn es 
um die Installieru
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ng politischer Herschafts-
macht geht. Das geschieht in der parlamentari-
schen Demokratie periodisch anläßlich der 
Wahlen )  zur Volksvertretung und damit zur 
Einsetzung einer neuen Regierung.

Wenn nun der Willensbildungsprozeß sich 
auch permanent und kontinuierlich vollzieht, 
so besteht im Wahlkampf insofern eine beson-
dere Situation für die politische Willensbil-
dung, als es nicht um politische Einzelentschei-
dungen, sondern um die Schöpfung der Macht 
für die allgemeine Politik der nächsten Legis-
laturperiode geht. Dabei mögen im Wahl-
kampf einige akute Probleme ihre Rolle spie-
len, im ganzen aber stehen personelle Ent-
scheidungen und programmatische Zukunfts-
entwicklungen auf dem Spiel. Die Erregung 

des Wahlkampfes hat vor allem die Wirkung, 
daß auch solche Staatsbürger, die sich sonst 
gleichgültig den Tagesentscheidungen gegen-
über verhalten, nun in Bewegung gebracht 
werden und als Stimmberechtigte von den poli-
tischen Parteien umworben werden39). Dabei 
werden sie mit vereinfachten und vereinfa-
chenden Parolen, die vor allem gefühlswirksam 
sind, auf die Grundprobleme großer politischer 
Linien hingewiesen. Deren rationaler Gehalt 
spielt in diesem Kampf um Anhänger zweifel-
los dann nur die zweite Rolle.

38) Helmut Unkelbach, Rudolf Wildenmann, Wer-
ner Kaltefleiter, Wähler, Parteien, Parlament, 
Frankfurt 1965, S. 9 ff.

39) Wolfgang Treue, a. a. O., S. 17 f.
40) Ithiel de Sola Pool, Die Auswirkung der Kom-
munikation auf das Wählerverhalten, in: Grund-
fragen der Kommunikationsforschung, hrsg. von 
Wilbur Schramm, München 1964, S. 160 ff.; Max
Kaase, Analyse des Wechselwählers in der Bundes-
republik, in: Zur Soziologie der Wahl, hrsg. von 
Erwin K. Scheuch und Rudolf Wildenmann, Köln 
u. Opladen 1965 (Kölner Zeitschrift für Soziologie 
und Sozialpsychologie XVII/1965), S. 113 ff.

Wie empirische Untersuchungen über das 
Wählerverhalten 40)  zeigen, lassen sich die 
Bürger, die ständig das politische Geschehen 
verfolgen und ständig ihre Meinung bilden, 
nur in geringem Maße durch den Wahlkampf 
beeinflussen. Was sie wollen, wissen sie ohne-
hin. Aber die Staatsbürger, die nur wenig 
laufenden Anteil nehmen, werden dadurch 
gedrängt, nun auf die Politik aufmerksam zu 
werden und sich ihrer Rechte als Wahlbürger 
zu besinnen. Für die politische Willensbildung 
im Moment des Wahlaktes geben sie zuweilen 
einen entscheidenden Ausschlag durch ihre 
Mitbeteiligung. Wahlkämpfe intensivieren das 
politische Bewußtsein des gesamten Gemein-
wesens, und das ist ihr eigentlicher Sinn.
Daß in solchen politischen Erhitzungszeiten 
die politische Werbung im Rahmen der Fair-
neß und der politischen Moral bleibe, ist für 
das künftige politische Klima eines Gemein-
wesens nach der Wahl von größter Bedeutung.
Die publizistischen Mittel sind für die Formen 
der Öffentlichkeitsarbeit, der politischen Wer-
bung und der Propaganda fast immer die glei-
chen. Gerade deshalb muß der mündige Bür-
ger fähig werden, deren unterschiedliche An-
wendung zu kennen, kritisch zu beurteilen und 
dementsprechend sein politisches Verhalten 
einzurichten. Die politische Reife, die dazu nö-
tig ist, ist eng mit dem Stand der politischen 
Bildung der Mehrzahl der Bürger eines Ge-
meinwesens gekoppelt.

6. Funktion der politischen Bildung

Unser Verständnis von Demokratie ist norma-
tiv, d. h., es ist an Wertvorstellungen über den 
Menschen und das Gemeinwesen gebunden, 



die in der geistigen Tradition unseres Kultur-
kreises entfaltet wurden.
Eine dieser Nonnen sagt, daß der einzelne 
Mensch zur Mündigkeit und zur freien Selbst-
bestimmung aufgerufen sei. Sie steht zur Er-
fahrung in einem Spannungsverhältnis, die 
zeigt, wie sehr der Mensch weithin unfähig zu 
sein scheint, diesem Anspruch gerecht zu wer-
den.
Wie für viele andere Daseinsbereiche müssen 
wir das normative Bild vom Menschen mit den 
trivialen Erscheinungen des Menschen auch für 
das politische Leben in realistische Beziehung 
setzen.
Den mündigen Staatsbürger, der sein Urteil 
nur auf rationale Verarbeitung von Informa-
tionen aufbaut und durch Vernunftgründe zur 
politischen Willensentscheidung gelangt, gibt 
es nur in unendlicher Abstufung und Mi-
schung. Er existiert vom höchst verantwor-
tungs- und freiheitsbewußten bis zum äußerst 
labilen, einfältigen, verführbaren Individuum, 
das vor allem auf Gefühle und Reize reagiert.
Die politische Meinungs- und Willensbildung 
in der Demokratie bliebe eine Farce, wenn sie 
nur durch Gefühlsreaktionen auf tiefenpsycho-
logische Suggestionen zustande käme 41).

Diese Gefahr besteht um so weniger für ein 
Gemeinwesen, je zahlreicher diejenigen Bür-
ger in ihm sind, die ihre Verstandes- und Ver-
nunftskräfte entwickelt und auch auf die Poli-
tik anzuwenden gelernt haben. Das ist eine 
Frage der politischen Bildung, die sowohl mit 
den normativen Grundlagen des Menschen 
und des Gemeinwesens als auch mit den in 
der Erfahrung vorgefundenen Erscheinungen 
des individuellen, sozialen und politischen 
Lebens zu tun hat.

Ihre Rolle für die Meinungs- und politische 
Willensbildung ist deshalb grundlegend. Sie 
muß in dem Erziehungsprozeß des heranwach-
senden und erwachsenen Menschen ständig ge-
pflegt werden, damit die rechte Basis für jede 
politische Entscheidungsfindung da ist und im 
Hinblick auf das normative Verständnis von 
freiheitlicher Demokratie ständig verbreitet 
wird. Sie muß dazu beitragen, daß die Ge-
fühlsantriebe42 ), die unabdingbar bei jedem 
politischen Willen wirksam sind, unter der 
Selbstkontrolle der Vernunft stehen, die allein 
verantwortungsbewußte Meinung, Willensäu-
ßerung und Entscheidung gewährleistet.

41) Helmut Bauer, a. a. O., S. 147 f.
43) Walter Jacobsen, Zur Diskussion um die poli-
tische Bildungsarbeit — Die Rolle.der Einstellungs-
und Motivationspsychologie, Schriften der Bundes-
zentrale für politische Bildung, Bonn 1968, S. 9 f.

Politische Bildung geht also dem Prozeß der 
permanenten Meinungs- und Willensbildung 
voraus und muß ihn ständig begleiten. Sie ist 
deshalb nicht mit den Erscheinungsformen der 
öffentlichen Meinung und den Methoden der 
Meinungs- und Willensbeeinflussung und -len-
kung zu verwechseln43 ). Sie ist weder Öffent-
lichkeitsarbeit noch politische Werbung noch 
ideologische Propaganda um jeweilige politi-
sche Probleme und Konflikte. Sie findet in 
ihnen vielmehr den Anlaß zur Besinnung auf 
die normativen Grundlagen des Politischen, 
zur Bewertung empirisch vorgefundenen Ma-
terials und zum Erkenntnisprozeß, der die For-
mung des Willens und die Rechtfertigung der 
politischen Entscheidung begleiten muß.

Politische Bildung ist deshalb für alle Staats-
bürger vonnöten. Der heranwachsende Jugend-
liche, der die ersten Grundkenntnisse und 
Grunderfahrungen des Politischen erwerben 
soll, wie auch der Mandatsträger oder Mini-
ster, der politische Entscheidungen trifft, muß 
in gleicher Weise daran Anteil nehmen, wenn 
in einem Gemeinwesen Fortschritte in der Ent-
faltung von Freiheit, Gerechtigkeit und Men-
schenwürde gemacht werden sollen.

Politische Bildung zu vermitteln, ist aber nie-
mandes Monopol, sondern Aufgabe aller Ein-
richtungen in Staat und Gesellschaft, die auf 
Menschen einwirken. Natürlich haben alle Er-
ziehungsinstitutionen und die staatlichen Stel-
len für politische Bildungsarbeit einen beson-
deren Auftrag dafür, aber Massenmedien, ge-
sellschaftliche Gruppen, politische Parteien und 
auch Organe des Staates können und sollten 
politisch bilden, wenn sie ihre Meinungs- und 
Willensäußerung, ihre Entscheidungen und 
Maßnahmen vor dem Normgefüge unserer 
freiheitlichen Verfassung und im Hinblick auf 
die realen gesellschaftlichen Wandlungspro-
zesse öffentlich begründen und verantworten.

Hat somit die politische Bildung keine unmit-
telbare Funktion im Prozeß der Meinungs- und 
Willensbildung, so dient sie ihm doch unmit-
telbar durch die Bereitstellung von rechtlichen, 
historischen, soziologischen und politologi-
sehen Erkenntnissen, von Kriterien zum politi-
schen Urteil und von normativen Maßstäben.

Sie übernimmt damit auch eine Schutzfunktion 
gegen die Gefahren verantwortungsloser 
Propaganda und psychologischer Verführung.

4S) Eine Kontroverse entstand über die Frage durch 
ein Referat des damaligen Staatssekretärs Prof. Dr. 
Werner Ernst in Loccum, veröffentlicht u. a. in: 
Die Mitarbeit, Zeitschrift zur Gesellschafts- und 
Kulturpolitik, Heft 3, 16. Jg., August 1967.



7. Funktion der Meinungsforschung

Die modernen empirischen Sozialwissenschaf-
ten haben eine Fülle von Erkenntnissen für die 
Funktionsprozesse des gesellschaftlichen und 
politischen Lebens erbracht. Die Meinungsfor-
schungsinoitute sind zu einem festen Bestand-
teil der Offentlichkeit geworden. Sie stellen 
ihre Untersuchungen entweder aus eigenem 
Antrieb an oder im Auftrage von Gruppen, 
Parteien und staatlichen Organen. Die Ver-
öffentlichung ihrer Ergebnisse ist die Regel, 
die jedoch je nach Auftraggeber Ausnahmen 
kennt. Das Verfahren ihrer Arbeit wurde be-
schrieben, ebenso ihr Charakter.

Die Wirkung, die diese Umfrageergebnisse auf 
den Prozeß der Meinungs- und Willensbildung 
haben, wird kontrovers bewertet44 ). Unbe-
stritten ist ihre Funktion als Stimmungsbaro-
meter, das jeweilige Tendenzen kenntlich 
macht. Aber gerade dieses Zur-Kenntnis-Neh-
men von Stimmungen durch alle diejenigen, 
die auf die Öffentliche Meinung bewußt len-
kend Einfluß nehmen wollen, gründen darauf 
ihre taktischen Methoden. Das geschieht legi-
timerweise auf allen Gebieten der industriel-
len Produktion und des Handels, deren Ziel 
die Konsumausweitung für die entsprechenden 
Güter sein muß.

44) Vergl. Anmerkung 18.
45) Joseph T. Klapper, Die gesellschaftlichen Aus-
wirkungen der Massenkommunikation, in: Wilbur 
Schramm, a. a. O., S. 6 ff.

46) 
47) 

Die gleiche Anwendung für den Bereich politi-
scher Meinung erregt zweifellos Bedenken, 
weil dadurch solche Werbemittel mobil wer-
den, die nicht gerade die Bereitschaft für die 
rationale Beurteilung eines politischen Sach-
verhaltes aktivieren, sondern die emotionale 
Reaktion darauf.
Andererseits geben die Umfrageergebnisse 
wertvolle Aufschlüsse darüber, was die latente 
Offentlichkeit, die sich nicht im allgemeinen 
öffentlich geäußerten Meinungsstrom zu er-
kenne

45

n gibt oder geben kann, von eben dieser 
veröffentlichten Meinung ausgenommen hat 
oder nicht ).  Daraus resultiert die mögliche 
Vorausschau entsprechender Verhaltenswei-
sen der Bürger im politischen Willensbil-
dungsprozeß, die die politisch Verantwort-
lichen vor Illusionen bewahren kann.

Gerade in dieser Tatsache sehen die Meinungs-
forscher ihren positiven Beitrag zum politi-
schen Meinungs- und Willensbildungsprozeß. 
Er wird also nicht eigentlich für die öffentliche 
Meinung schlechthin geleistet, sondern für die 
Führenden und Verantwortlichen in Gesell-
schaft und Staat.

Die Vertreter einer für die allgemeine politi-
sche Meinungs- und Willensbildung so wichti-
gen Schicht könnten in ihrer freien Verant-
wortlichkeit aber befangen werden, wenn sie 
ihre Entscheidungen allzusehr nach diesem 
Stimmungsbarometer richten würden. Diese 
Gefahr besteht, wenn man daran denkt, daß in 
der Demokratie alle politisch Handelnden — 
als Mandatsträger oder als Regierende — mit 
ihrer politischen Leistung gleichzeitig um die 
Bestätigung ihrer Macht in der nächsten Wahl 
werben müssen46 ). Die Möglichkeit, daß sie 
sich von den Meinungstendenzen, die in den 
Ergebnissen der Umfragen sichtbar werden, 
dahin beeinflussen lassen, sich nur opportuni-
stisch anzupassen, ist nicht gering einzuschät-
zen.
Die empirische Meinungsforschung hat ihren fe-
sten Platz in der öffentlichen Meinung einge-
nommen und ihre Dienste werden von allen 
gesucht. Es kommt nur darauf an, ihre Gefah-
ren und ihren Nutzen für die politische Wil-
lensbildung zu erkennen. Da sie aber ein Füh-
rungsinstrument ersten Ranges geworden ist, 
muß auf ihren rechten Gebrauch geachtet wer-
den. Das ist wiederum eine staatsbürgerliche 
Kontrollaufgabe der Öffentlichkeit.
Aber auch auf die allgemeine Meinungsbil-
dung können die veröffentlichten Ergebnisse 
der Umfrageforschung folgenreiche Rückwir-
kungen haben. Sie werden für die politische 
Willensbildung im Hinblick auf die Wahlen 
besonders akut47). Das ständige Beobachten 
der Beliebtheitskurve einer verantwortlichen 
Persönlichkeit, einer Partei oder einer be-
stimmten politischen Linie durch die Offnt-
lichkeit kann suggestive Wirkungen auf solche 
Menschen ausüben, die sich im Augenblick des 
Wahlaktes vor eine Entscheidung gestellt 
sehen, die sie rational nicht genügend in sich 
vorbereitet haben. Man spricht vom Mitläufer-
effekt.
In diesem Punkte können Umfrageergebnisse 
förmlich zu Instrumenten des Wahlkampfes 
werden, die das Ziel haben, schwankende 
Wähler opportunistisch auf die Seite der stär-
keren Bataillone zu ziehen; sie können aber 
auch Protesthaltungen gegen diese erzeugen 
oder versteifen. Da dieser Umfrageprozeß nicht 
nur auf Wahlzeiten beschränkt ist, wirkt er 
natürlich in kleineren Dosen permanent auf 
die politische Meinungsbildung ein, wenn auch 
nicht in dem Maße wie in der politisch erreg-
teren Atmosphäre des Wahlkampfes. Indes 
sind die Reaktionen der Öffentlichkeit auf die 
Umfrageergebnisse jeweils nicht eindeutig zu 
bestimmen, und die Verächter und Verteidiger 



ihrer Methoden liegen noch im unentschiede-
nen Kampf miteinander.

Die Erheblichkeit der Meinungsforschung für 
die Meinungsbildung und politische Willens-
bildung in ihrer doppelten Funktion als Füh-

rungsunterlage und als kybernetische Rück-
koppelung auf die Öffentliche Meinung wirft 
Probleme auf, die von der Gesellschaft bewäl-
tigt werden müssen. Die Bedeutung dieses so-
zialwissenschaftlichen Instrumentes darf von 
niemandem gering geachtet werden.

V. Öffentliche Meinung als Gegenstand des Verfassungsrechts 
und der politischen Theorie

Das Grundgesetz sichert die Freiheit der 
allgemeinen Meinungsäußerung für jeden 
Staatsbürger48 ). In engem Zusammenhang da-
mit ist die Pressefreiheit zu sehen, die erst 
eine räumliche Ausweitung privater Meinungs-
äußerung in einer breiteren Öffentlichkeit er-
möglicht. Es ist deshalb undenkbar, einen 
rechtlichen Unterschied zwischen privater und 
öffentlicher Rolle des einzelnen Bürgers in be-
zug auf die Meinungsfreiheit zu machen49 ). 
Diese steht außerdem in einem ideellen und 
auch funktionellen Zusammenhang mit ande-
ren Grundrechten, wie z. B. der Versamm-
lungs-, Vereins- und Koalitionsfreiheit 50).

48) 
49) 

53) A. a. O., S 38 f.
54) Martin Löffler, Der Verfassungsauftrag der 
Presse, Karlsruhe 1963, S. 2.
55) Peter Schneider, a. a. O., S. 101 f.

Der freie zwischenmenschliche Meinungsbil-
dungs- und Kommunikationsprozeß ermög-
licht erst die Entfaltung der geistig-sittlichen 
und wirtschaftlichen Kräfte der Persönlichkeit. 
Die Pressefreiheit erlaubt darüber hinaus die 
Bildung eines umfassenden öffentlichen Mei-
nungsmarktes, der zu einem politischen Forum 
werden kann. Sie wird damit zu einer unab-
dingbaren Voraussetzung zum Funktionieren 
der modernen Demokratie im industriellen 
Zeitalter 51).
Das gilt in besonderem Maße für die Zei-
tungspresse, die ein unentbehrliches Me-
dium zur Wahrnehmung der Aktivrechte des 
Bürgers ist 52). Sie fördert die Mitwirkung an 
der staatlichen Willensbildung in Abstimmun-
gen und Wahlen, sie schafft dem Recht auf 
Kontrolle der Verantwortlichen durch öffent-
liche Kritik die nötigen Organe, sie ermöglicht 
auf diese Weise erst die ständige unorgani-
sierte, aber auch durch organisierte Gruppen 
und politische Parteien vermittelte Kommuni-
kation zwischen Regierenden und Regierten.
Das Recht auf Freiheit der Meinungsäußerung 
und auf Pressefreiheit ist zweifach gesichert. 
Es ist einmal als Abwehrrecht gegen Eingriffe 
des Staates zu sehen und zum anderen als Ein-

greifgebot für den Staat53 ). Beide Seiten sind 
nicht voneinander zu trennen, denn das Ein-
greifverbot für den Staat soll ebenso wie das 
schützende Interventionsgeböt die Wahrneh-
mung politischer Aufgaben durch die Träger 
der Freiheit sichern, und das sind die Bürger, 
die den politischen Willen bilden, und nicht 
die Inhaber staatlicher Gewalt. Diese erhalten 
ja erst ihre Legitimation durch jene Verfahren 
und Institutionen der freiheitlich-demokrati-
schen Verfassungsordnung. Sie unterliegen 
deshalb auch der Kontrolle durch die Bürger 
als Träger der Freiheit.
Die Presse hat also anerkanntermaßen die Auf-
gabe, an der politischen Willensbildung mitzu-
wirken. In diesem Punkt trifft sie sich mit 
einer Aufgabe der Parteien54 ). Der gewich-
tige Unterschied zwischen beiden liegt aber 
auf der Hand. Die Presse hat nichts mit dem 
Wettbewerb um Anteil an der staatlichen 
Macht zu tun, in den die Parteien treten müs-
sen, denn sie soll alle Erscheinungen des Le-
bens der Allgemeinheit zugänglich machen, 
eben auch die betont unpolitischen. Sie kann 
aber ihre umfassende Aufgabe nur dann erfül-
len, wenn ihre Unabhängigkeit und Selbstän-
digkeit, und zwar die wirtschaftliche und gei-
stige, zugestanden und rechtlich gesichert wird, 
und eben damit auch ihre politische Aufgabe.
Grundsätzlich widerspricht es dem demokra-
tischen Selbstverständnis, wenn der Staat un-
ter Berufung auf den Schutz des Gemeinwohls 
gewisse Bereiche seiner Tätigkeiten der 
Öffentlichkeit vorenthält. Nun gibt es aber 
tatsächlich Zonen des Staatsgeheimnisses um 
des Gemeinwohl
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es willen. Besonders in Fra-
gen der Außenpolitik und des Wehrwesens 
rangiert das Prinzip der Staatsräson vor dem 
demokratischen Prinzip der Publizität ).
Hier ist ein Bereich von Konfliktmöglichkei-
ten besonders zwischen Presse und Staat an-
gesprochen, der keine prinzipielle Abgrenzung 
erlaubt. Hie» versagt die normative Regel. Nur 



von Fall zu Fall muß dann — unter Mitwir-
kung des Parlaments — entschieden werden, 
wo die Öffentlichkeit zeitweise ausgeschlossen 
werden darf und für wie lange.
Das Verfassungsrecht gestattet dafür nur einen 
engen Spielraum; gegen dessen unbefugte 
Ausdehnung durch staatliche Stellen zu wa-
chen, ist eine Aufgabe der öffentlichen Kritik 
und damit auch der Presse und anderer 
Medien.
Die Freiheit der öffentlichen Meinung ist des-
halb in verfassungsrechtlicher Bedeutung mit 
Meinungsfreiheit der Presse unauflösbar ver-
schmolzen.
Für die politische Theorie stellt sich die 
Frage, was öffentliche Meinung für die politi-
sche Willensbildung sei und in welchen Funk-
tionsgesetzen sich beide bedingen. Mit ande-
ren Worten: Politische Theorie will erkennen, 
welchen Stellenwert das Phänomen öffent-
liche Meinung im Herrschaftsgebilde des Staa-
tes hat und wie sie zu diesem Stellenwert 
kommt. Immer da, wo öffentliche Meinung 
politisch erheblich wird, organisieren sich Mei-
nungsströme, die letztlich auf die Entschei-
dungsorgane des Staates einwirken wollen. 
Dabei gehen aber nicht nur Ströme der Mei-
nungs- und Willensbildung von unten nach 
oben, sondern auch von oben nach unten. Den 
Meinungsäußerungen der Individuen und ge-
sellschaftlichen Gruppen entsprechen die Mei-
nungsäußerungen staatlicher Organe.
Der Übergang von der Meinungs- zur politi-
schen Willensbildung ist in seinen Funktions-
gesetzen schwer zu ermitteln und darzustel-
len 56 ).

56) Ernst Fraenkel, a. a. O., S. 145 ff

öffentliche Meinung äußert sich ständig, viel-
chörig, unüberhörbar, aber auch unverbindlich 
und unmaßgeblich über alle möglichen Gegen-
stände und Erscheinungen.
Solche Meinung zeigt sich, wenn ein gesell-
schaftlicher Teilwille gegen einen anderen ge-
sellschaftlichen Teilwillen steht und dieser 
Konflikt nicht durch partnerschaftliche Ver-
handlungen zu lösen ist. Dann ist im Hinblick 
auf das Gemeinwohl bei gehöriger Tragweite 
für das Ganze die Lösung durch den Staat, 
d. h. durch ein Gesetz gefordert. Ein solches 
Problem ist z. B. die Entscheidung zur über-
betrieblichen Mitbestimmung der Arbeitneh-
mer in gewissen Großindustrien, während bei 
Tarifauseinandersetzungen die Sozialpartner 
autonom sind, also unter sich bleiben. Maßgeb-
lich qualifiziert äußert sich öffentliche Mei-
nung nur da, wo sie verantwortet wird, ent-
weder durch namentlich bekannte Individuen 
oder durch rechtlich organisierte Gruppen.

Die öffentliche Meinung stellt sich an proble-
matischen Brennpunkten kontrovers, zerflie-
ßend dar. Sie umfaßt die gegensätzlichen 
prinzipiellen Argumente, sie interpretiert 
widersprechende Informationen, sie ist der 
Streit der Gesichts- und Standpunkte selbst. 
Im konkreten Prozeß einer heranreifenden 
politischen Entscheidung klären sich dadurch 
zunächst die Meinungsfronten, weil der Streit 
sich in den Entscheidungsträgern selbst fort-
setzt. Sie artikulieren sich schließlich im staat-
lichen Entscheidungsorgan, dem Parlament, 
und fordern von ihm die Lösung durch den 
Gesetzesbeschluß. In diesem fluiden Zustand 
einer uneinheitlichen öffentlichen Meinung 
entfalten sich die Probleme und bereiten die 
politische Willensbildung vor. Doch die kon-
troverse, flüssige öffentliche Meinung vermag 
sich zu festigen, zu konsolidieren. Durch die 
öffentliche Diskussion kann sich eine an-
nähernd gemeinsame Sicht der Sachlage her-
ausfiltern. Meist aber bewirkt erst die poli-
tische Lösung des Streitproblems diese Kon-
solidierung. Denn mit der gesetzlichen Tat-
sache muß man künftig leben. So wurden z. B. 
die Europaverträge, die Wehrgesetze und die 
Notstandsverfassung gültige Grundlagen, hin-
ter die die weitere politische Auseinanderset-
zung nicht zurückging.

Immerhin bleibt in der nun konsolidierten 
öffentlichen Meinung der kontroverse Aus-
gangspunkt der politischen Lösung im Bewußt-
sein der Öffentlichkeit lebendig. Zwar findet 
das erneute Aufrollen der damit verbundenen 
Fragen im allgemeinen kein oder nur ein mini-
males Interesse, aber ein Rückfall der öffent-
lichen Meinung aus der Konsolidierung in den 
fluiden Zustand ist stets denkbar, besonders 
dann, wenn neue Fakten vorliegen oder neue 
Sachlagen das alte Problem virulent werden 
lassen. Der Ruf nach Revision politischer Ent-
scheidungen wird dann akut.
Aber selbst nach Entscheidungen, die eine we-
nig stabile allgemeine Zustimmung erreicht 
haben, kann sich durch Gewöhnung an den 
neuen Rechtszustand oder durch dessen tat-
sächliche Bewährung die völlige, unproblema-
tische Anerkennung aller einstellen. Die Ein-
heitlichkeit der öffentlichen Meinung berech-
tigt dann, vom allgemeinen Willen oder vom 
Gemeinwillen zu sprechen. Dieser Gemein-
wille ist allerdings nicht ursprünglich, er ist 
abgeleitet. Das öffentliche Bewußtsein bewahrt 
noch die Erinnerung an die ehemaligen Kon-
flikte. Daraus entsteht vielleicht noch gelegent-
liches Ressentiment, jedoch gewiß kein politi-
scher Zündstoff mehr. Der neue politische Zu-
stand, die neue Rechtsform wurde zu einer an-
erkannten Grundlage des Gemeinwesens. Die 



Entscheidungen der Bundesrepublik Deutsch-
land für Europa und die Wiederbewaffnung 
z. B. haben diesen Grad erreicht.
Hat schließlich ein Problem eine Regelung ge-
funden, die im kollektiven Gedächtnis keine 
Spuren an Konflikte hinterlassen hat und zur 
Selbstverständlichkeit geworden ist, sprechen 
wir vom echten oder genuinen Gemeinwillen. 
Er findet gewöhnlich seinen Ausdruck im 
Wertkanon der Verfassung und ist unange-
fochtener Bestandteil des allgemeinen Konsen-
sus. Der genuine Gemeinwille steht also außer 
Diskussion und läßt auch keine künftigen Kon-
troversen erwarten. Er kann sich auf natur-
rechtliche Prinzipien beziehen oder auf gesell-
schaftliche und politische Grundlagen, deren 

historischer Kern zum Mythos verblaßt oder 
ins allgemeine Bewußtsein konturlos einge-
schmolzen ist. Das gilt z. B. für die meisten der 
heutigen Grundrechte und für viele Errungen-
schaften der Sozialgesetzgebung, die in ver-
gangenen Epochen hart erkämpft werden muß-
ten.
öffentliche Meinung in den genannten Aggre-
gatzuständen kristallisiert sich an den Normen 
des Verfassungsrechts und bietet so ein hin-
reichendes Gerüst für die Erkenntnis der Mei-
nung- und Willensstrukturen in einem Ge-
meinwesen. Es wird der juristischen Geltung 
wie der Dynamik von Bewegungen und Ver-
änderungen von Meinungsmanifestationen ge-
recht.

VI. öffentliche Meinung als Problem der Demokratie
1. Meinungswerbung und Meinungslenkung 
Die Demokratie beruht auf der durchgängigen 
Anerkennung des Prinzips der Volkssouverä-
nität. Ihr wichtigstes Problem ist die Bildung 
des Gemeinwillens und dessen Handlungsfä-
higkeit. Die parlamentarische Demokratie hat 
in ihrer geschichtlichen Entwicklung und in 
verschiedenen Prägungen Verfahren ausge-
bildet, nach denen der abstrakte Gemeinwillen 
rational erkennbare Gestalt annimmt und in 
bestimmten Institutionen zur Handlungsfähig-
keit gelangt ). Diese Verfahren — Parteien-
bildung und Parteienkonkurrenz, Kandidaten-
aufstellung und Kandidatenkonkurrenz, perio-
dische allgemeine Wahlen zur Volksvertre-
tung, Regierungsbildung und Regierungskon-
trolle usw. — versuchen dem optimistischen 
Menschenbild, das die Vernunft im Blick hat, 
und dem pessimistischen, das von der Unver-
nunft und Verführbarkeit der Menschen weiß, 
gleichermaßen gerecht zu werden. Sie ermuti-
gen zum Freiheitsgebrauch und setzen Kon-
trollen des Machtgebrauchs ein. Das repräsen-
tative System will die möglichen Mißbräuche 
des plebiszitären einschränken oder unmöglich 
machen.
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58) Franz Schneider, Politik und Kommunikation, 
Mainz 1967, S. 69 ff.

Die eigenverantwortlichen Vertretungskörper-
schaften sollen durch ihre Energien den Prozeß 
der politischen Meinungs- und Willensbildung 
soweit filtern, daß mit ihren Entscheidungen 
die größtmögliche Nähe zu einem nur ideal 
vorstellbaren Gemeinwohl erreicht wird. Sie 
sind die Sachwalter des Gemeinwillens, der 
theoretisch nur das Gemeinwohl wollen kann. 
Dem stehen aber die Formen des ungefilterten 
Gemeinwillens gegenüber, der unvermittelt, 
also direkt, ebenfalls zu Entscheidungen gelan-
gen kann, so z. B. in jeder plebiszitären Wahl

A. a. O., S. 71 f.

eines Machtträgers oder zur akklamativen Zu-
stimmung zu einem Herrschaftskonzept. Die 
Gefahren für den Mißbrauch des Plebiszits lie-
gen in der demagogischen Verführung zur un-
kritischen emotionalen Massenreaktion durch 
mögliche Machthaber.
In jedem Falle aber besteht eine enge Bezie-
hung zwischen dem Gemeinwillen und der öf-
fentlichen Meinung58 ). Ist der Gemeinwille 
ein Begriff der politischen Theorie und als sol-
cher abstrakt und normativ, so ist die öffent-
liche Meinung eher ein Begriff der Erfahrung, 
wobei er sich allerdings einer exakten sozio-
logischen und juristischen Bestimmung ent-
zieht. Er bleibt wesentlich diffus und kann nur 
in seiner Erscheinung umschrieben werden.
Ist also öffentliche Meinung auch nicht gleich 
dem Gemeinwillen, so ist sie doch an dessen 
Bildung entscheidend beteiligt, und zwar in 
plebiszitären wie repräsentativen Willensbil-
dungsprozessen.
öffentliche Meinung ist aber in sich nicht sta-
tisch, sondern dynamisch, d. h., in ihr wirken 
viele Kräfte mit- und gegeneinander. Das be-
deutet, daß diese Kräfte im Verhältnis von 
Konkurrenz und Kampf zueinander stehen. 
Meinungsbildung ist also gar nicht möglich, 
ohne daß diese Kräfte aufeinander Einfluß neh-
men.
Man entwickelt in unserer Gesellschaft ein 
merkwürdiges Verhalten gegenüber dem Be-
griff und dem Phänomen Beeinflussung. Ein-
mal steht jedem Versuch von Beeinflussung 
der Verdacht entgegen, er sei unlauter, übe 
mißbräuchliche Macht aus, nehme es mit der 
Wahrheit nicht genau und verfälsche das Be-
wußtsein von eigenem berechtigten Interesse. 



Andererseits versucht jeder mit gutem Gewis-
sen selbst Einfluß auf Menschen und Verhält-
nisse auszuüben, der etwas zur Veränderung, 
zur Verbesserung von Menschen und Zustän-
den tun will.
Einfluß ausüben ist aber eine unabdingbare 
Notwendigkeit für jedes politische Tun. Ein-
fluß wie Macht sind moralisch amorphe Phä-
nomene, die ihre Wertigkeit zum Guten wie 
zum Bösen erst durch die ethische Grundent-
scheidung und die Methoden dessen erhält, der 
Einfluß ausübt und Macht gebraucht.
Einfluß und Macht werden oft deckungsgleiche 
Größen im gesellschaftlichen Gefüge. Während 
im allgemeinen Macht das Mittel zur Durchset-
zung von Zielen bedeutet, wirkt Einfluß meist 
in den Vorhöfen der Diskussion um solche 
Ziele. Insofern übt die öffentliche Meinung je-
weils noch nicht institutionalisierten Einfluß 
aus, der sich aber zur Macht — im Sinne von 
institutionalisiertem oder organisiertem Durch-
setzungswillen — kristallisiert.
Die Einflußnahmen in der modernen Massen-
demokratie 59)  sind vielfältig und wechselsei-
tig; das ist eines ihrer Kennzeichen. Da die 
Linien der Meinungsbildung und Willensbil-
dung von unten nach oben und wieder von 
oben nach unten verlaufen und dazu noch 
durch viele Querverbindungen vermittelt wer-
den, ist im einzelnen gar nicht klar auszuma-
chen, wer wen beeinflußt. Diese Einflußströme 
sind Wechselströme, d. h., ihre Impulse gehen 
von den verschiedenden Polen und Zentren des 
gesellschaftlichen und staatlichen Lebens aus. 
Entscheidend ist, durch welche Methoden diese 
Einflußnahme erstrebt wird. Sie müssen aller-
dings der moralischen Wertung unterliegen. 
Jedes wahrhaftige Erziehen, Führen, Raten, 
Bilden, Verkünden, Informieren, überzeugen 
ist stets auch ein Werben für Meinungen, wo-
bei der jeweilige Adressat in seiner personhaf-
ten Freiheit geachtet wird.
Jeder Anspruch an unkontrollierte Gefühle 
und Leidenschaften, jedes überreden durch 
halbwahre oder falsche Informationen, jeder 
offene oder verdeckte Gewissenszwang, jede 
Einschüchterung, Verdummung oder Überli-
stung durch Verschweigen oder Lüge ist Mei-
nungslenkung, deren feine und brutale Formen 
wir heute vielfach mit Manipulation bezeich-
nen. Dabei wird der Empfänger als Person ent-
weder nicht ernst genommen oder gar verach-
tet. Er soll für Zwecke dienen, die ihn als Mit-
tel brauchen, weil sie anders wegen des herr-
schenden gesellschaftlichen Zustandes nicht 
oder schwer zu erreichen sind. Da in der De-
mokratie nun einmal politische Macht durch 
Wähler erreicht werden muß, sind sie womög-

lieh das Objekt solcher Manipulationsversu-
che.
Damit ergibt sich für die Demokratie ein er-
hebliches Problem. Sie basiert auf dem Wert 
von der Würde des Menschen. Sie sichert juri-
stisch die Freiheit der Meinungsäußerung, 
ohne deren Moral in jedem Falle richten oder 
gar kontrollieren zu können. Sie fordert das 
kritische Urteil der Bürger für die politische 
Meinungs- und Willensbildung. Sie läßt des-
halb jeden einzelnen und alle Gruppen frei 
teilhaben an der Konkurrenz der Meinungs-
und Willensströme, obwohl sie in ihren Insti-
tutionen auch gerade der möglichen mensch-
lichen Unvernunft realistische Rechnung trägt. 
Für die Lebensfähigkeit der freiheitlichen De-
mokratie ist die größtmögliche Informations-
freiheit und Meinungsfreiheit unabdingbar60). 
Das individuelle und Gruppeninteresse in der 
Gesellschaft, in den staatlichen Organen und 
Institutionen steht aber immer in der Versu-
chung, nicht nur um die eigene Meinung zu 
werben, sondern die Meinung der anderen ma-
nipulativ zu lenken. Deshalb muß der demo-
kratische Staat für Gesetze sorgen und Verwal-
tungsmaßnahmen ergreifen, die diesen grund-
sätzlich unauflösbaren Widerstreit herabmil-
dern. Aber selbst Gesetze und staatliche Maß-
nahmen werden nicht alles leisten, wenn nicht 
die politische Moral des ganzen Gemeinwesens 
einen ständigen Korrektur- und Reinigungspro-
zeß in Gang hält — und der ist wiederum 
Sache der Öffentlichen Meinung. Das kann ge-
schehen durch organisierte oder moralische 
Selbstkontrolle politisch, geistig oder wirt-
schaftlich mächtiger Meinungsträger, wie z. B. 
Verbände und Parteien, wie Journalisten und 
Zeitungsverleger, das kann geschehen durch 
das Verhalten der Informations- und Mei-
nung 61sempfänger selbst ).

59) Manfred Schütte, a. a. O., S. 103 ff.

60) Martin Löffler, a. a. O., S. 7 f.
61) Selbstkontrolle von Presse, Funk und Film, 
Schriftenreihe der Deutschen Studiengesellschaft für 
Publizistik, Bd. 2.

Die gesetzlichen Kontrollen können sich aber 
nur auf die rechtliche Verfassung der Massen-
medien, deren wirtschaftliche Macht, auf die 
geistige Freiheit der Journalisten und auf den 
Schutz der Persönlichkeit vor öffentlicher Ver-
leumdung beziehen.

2. Organisation und Kontrolle 
der Massenmedien

Im Art. 5 Abs. 1 GG sind die Pressefreiheit 
und die Freiheit der Berichterstattung durch 
Rundfunk und Film gewährleistet. Mit dem 
Aufkommen des Fernsehens gilt dieser Satz 
auch dafür. Nach einer Urteilsbegründung des 
Bundesverfassungsgerichts vom 28. 2. 1961 darf 
die Presse weder insgesamt noch zu einem Teil 



reglementiert oder gesteuert werden, da sie 
ein wesentlicher Faktor der Bildung Öffentli-
cher Meinung ist. Trotz der Konzentrations-
bewegung im deutschen Pressewesen gibt 
es noch immer eine verhältnismäßig große 
Zahl von selbständigen Presseerzeugnissen. 
In ihnen werden Tendenzen, politische 
Färbungen und weltanschauliche Grundhal-
tungen sichtbar, treten miteinander in Wett-
bewerb und üben Einfluß auS. Eine staatliche 
oder organisierte gemeinschaftliche Kontrolle 
dieser Einflußnahme findet nicht statt. Alle 
möglichen Interessengruppen können ungehin-
dert durch gezielte Berichterstattung und mei-
nungsbildende Kommentare in der Öffentlich-
keit ihren Bestrebungen Nachdruck verleihen. 
Nur das hessische Pressegesetz übt insofern 
eine Kontrolle über die wirtschaftliche Macht 
von Press
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eorganen aus, als es die Offenlegung 
ihrer Finanzierung verlangt. Nach § 5 die-
ses Gesetzes muß das bei Tageszeitungen in 
der ersten Nummer jedes Kalendervierteljah-
res und bei anderen periodischen Druckschrif-
ten in der ersten Nummer jedes Kalenderjah-
res geschehen ).
So lange die Vielfalt der Presseerzeugnisse 
einer Vielfalt von selbständigen Verlagen ent-
spricht, die miteinander auch wirtschaftlich 
konkurrieren, ist die erwünschte Breite und 
Freiheit der veröffentlichten Informationen und 
Meinungen gegeben.
In der Bundesrepublik Deutschland läßt sich 
— wie auch in anderen demokratischen Indu-
striestaaten — eine zunehmende Konzentra-
tion 63 )  im Pressewesen beobachten. Der 
Schwund der Anzahl selbständiger Redaktio-
nen und Verlage sowie das Übergewicht eini-
ger weniger Pressekonzerne haben die Be-
fürchtung aufkommen lassen, die von der Ver-
fassung intendierte Informations- und Mei-
meinungsfreiheit sei nicht mehr gewährleistet. 
Die Gründe für diese Konzentrationsbewegung 
sind komplex. Sie sind in der technologischen 
Entwicklung, der gesellschaftlich bedingten 
Veränderung des Marktes und in der Eigenge-
setzlichkeit wirtschaftlicher Macht zu finden. 
Der technologische Fortschritt fordert wie in 
allen Produktionszweigen so auch im Druck-
wesen immer größere Investitionen mit den 
entsprechenden finanziellen Risiken. Den här-
teren Wettbewerb mit den großen Unterneh-
men können die kleineren oft nicht mehr be-
stehen. Sie geben ihre Selbständigkeit freiwil-
lig oder erzwungen auf.

Der Zeitungsmarkt hat überdies im letzten 
Jahrzehnt starke Strukturwandlungen erfah-
ren. Durch den gewaltigen Erfolg eines neuen 
Typs von Massenblättern und den stärkeren 
Zug zu überregionalen Zeitungen von an-
spruchsvoller Qualität ist die Bedeutung der 
selbständigen traditionellen Heimat- und Re-
gionalpresse erheblich gemindert worden. Die 
Verlagerung des Gewichtes der Anzeigenwer-
bung auf Blätter mit hoher Auflage und über-
regionaler Verbreitung sowie auf andere Mas-
senmedien hat die finanzielle Substanz der 
kleineren Verlage verringert.
Diese Veränderungen im Pressewesen enthal-
ten Elemente, die ein ungleiches Wachstum 
von Unternehmungen begünstigen. Das auffäl-
lige Zeitungssterben in den letzten Jahren und 
das Übergewicht eines großen Konzerns, der 
etwa 32 0/0 der gesamten Tageszeitungen her-
ausbringt, verursachten Sorgen und Unruhe in 
der politisch bewußten Öffentlichkeit. Der Ruf 
nach Sicherung der Meinungsbreite in der 
Presse setzte eine erregte Diskussion in der 
Gesellschaft in Gang. Sie appelliert an das 
demokratische Verantwortungsbewußtsein der 
Inhaber von Pressemacht, drängt sie moralisch 
zur fairen Selbstbeschränkung und fordert vom 
Staat gesetzliche Regelungen und Maßnahmen, 
die den neuen strukturellen und den mögli-
chen konjunkturellen Situationen gerecht wer-
den. Die politischen Entscheidungsträger in Re-
gierung und Parlament arbeiten an der Lösung 
dieser Aufgabe, die für die verfassungsge-
rechte Gestaltung unseres öffentlichen Lebens 
dringlich geworden ist.
Die Entwicklungen im Pressewesen stehen fer-
ner im Zusammenhang mit der Struktur des 
Rundfunks und Fernsehens in unserm Land. 
Denn auch diese Medien sind zu mächtigen 
Faktoren der öffentlichen Meinungsbildung 
geworden. Sie haben den gleichen Rang wie 
die Presse als unabdingbare Bestandteile der 
Meinungsfreiheit. Das Fernsehen hat inzwi-
schen noch größere Bedeutung als der Rund-
funk erlangt, denn nach neuesten Erhebungen 
beziehen etwa 50 % der Bürger der Bundes-
republik Deutschland vorwiegend ihre politi-
schen Informationen vom Bildschirm. Rund-
funk und Fernsehen sind aber an so aufwen-
dige technische Voraussetzungen gebunden, 
daß sie nicht mit einer vielfältig konkurrieren-
den Presse zu vergleichen sind. Die zwangs-
läufig nur wenigen Rundfunk- und Fernsehan-
stalten hätten immer schon Monopolcharakter, 
wenn sie nicht in einer Form organisiert wä-
ren, die vielen gesellschaftlichen Kräften durch 
Gesetz und Kontrolle offensteht. In manchen 
anderen Staaten sind sie in der Hand des 
Staates, der damit ein meinungsbildendes Mo-

62) Dokumentation bei Thomas Ellwein, a. a. O., 
S. 510 f.
63) Bergedorfer Protokolle Bd. 19, Bedroht die 
Pressekonzentration die freie Meinungsbildung?, 
Hamburg—Berlin 1967, S. 10 ff.; Sonderheft der 
Zeitschrift „Publizistik" zur Pressekonzentration, 
1969.



nopol wahrnimmt. In anderen werden sie durch 
Verkauf von Werbezeit finanziert. Welche 
wirtschaftlichen und politischen Gruppen dann 
konkurrieren oder vorherrschen, liegt an de-
ren Finanzkraft und Einfluß. Bei uns haben 
Rundfunk und Fernsehen die Form von An-
stalten öffentlichen Rechts. Das heißt, Sende-
betrieb und Programmgestaltung geschehen in 
eigener Verantwortung der jeweiligen Anstalt 
mit ihrem Intendanten. Aber die Richtlinien 
für Betrieb und Programm werden von einem 
Verwaltungsrat und einem Rundfunk- oder 
Fernsehrat kontrolliert. In diesen Gremien 
haben die Vertreter großer und kleiner Ver-
bände, die unsere pluralistische Gesellschaft 
widerspiegeln, sowie Vertreter der Kirchen, 
Parteien und der Regierungen Sitz und Stim-
me. Dadurch kontrollieren sich alle staatlichen 
und gesellschaftlichen Kräfte gegenseitig und 
verhindern die Gefahr einseitiger Macht-
konzentration in diesen Medien. Der Zugang 
für alle weltanschaulichen, gesellschaftlichen 
und politischen Gruppen zu Sendezeiten 
wird durch Regeln offengehalten. Die Anstal-
ten sind dadurch vor allem dem Einfluß des 
Staates oder mächtiger Gesellschaftsgruppen 
entzogen und bieten hinreichende Gewähr da-
für, daß alle gesellschaftlich erheblichen Kräfte 
zu Worte kommen und daß die Freiheit der 
Berichterstattung und Meinungsäußerung un-
angetastet bleibt. Trotz des Versuchs, neue 
Sender zu errichten, die sich allein durch Wirt-
schaftswerbung finanzieren, trotz des Versuchs 
der Zeitungsverleger, sich an einer Fernseh-

anstalt zu beteiligen, hat sich diese For
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m bei 
uns bisher als die allein rechtmäßige er-
halten ).
Die Unabhängigkeit der Redakteure ist in der 
freien und konkurrierenden Presse wie auch 
in den öffentlich-rechtlichen Rundfunk- und 
Fernsehanstalten bisher nur durch das Grund-
recht der freien Entfaltung der Persönlichkeit 
und der Meinungsfreiheit nach Art. 5 Abs. 1 
GG gesichert. Das bedeutet gewiß nur eine 
relative Unabhängigkeit, die bestimmt wird 
von Tendenz und Charakter einer Zeitung, in 
die der Redakteur seinem Wesen nach hinein-
passen muß. Bei den Rundfunk- und Fernseh-
anstalten, die nicht wie die Presse miteinander 
konkurrieren, ist die Unabhängigkeit der Re-
dakteure durch Sitte und allgemeine Gesetze 
begrenzt; sie genießen keine Narrenfreiheit, 
aber die Freiheit jedes Staatsbürgers, der 
innerhalb der Normen der Verfassung seine 
Meinung äußert. Eine gesetzlich verankerte 
Sicherung des Redakteurs vor den möglichen 
Wünschen oder dem Druck seines finanz-
starken Verlegers wird allenthalben ange-
strebt. Die Verpflichtung zur wahrhaftigen 
Berichterstattung und der Richtigstellung von 
versehentlichen Irrtümern oder Fehlern in der 
Berichterstattung regelt allerdings das Gesetz. 
All diese gesetzlichen Bestimmungen und Re-
geln können ihre Funktion jedoch nur voll er-
füllen, wenn der gesamte Stil des öffentlichen 
Lebens eines Gemeinwesens dem Sinn der 
Freiheit entspricht und sich in ständigen Kor-
rekturen für den Geist der Verfassung offen-
hält.

VII. öffentliche Meinung im totalitären Staat
Das Problem der Demokratie ist die Sicherung 
des freien Informations- und Meinungsaus-
tausches gegenüber Kräften innerhalb der plu-
ralistischen Gesellschaft und des Staatsappara-
tes, die geneigt sein könnten, diese Freiheit 
durch Meinungsmanipulation zu beeinträchti-
gen oder ganz zu untergraben.
Im radikalen Unterschied dazu ist der totali-
täre Staat darauf aus, alle Meinungs- und Wil-
lensäußerungen der Öffentlichkeit gleichzu-
schalten 65).  Er tut das nicht etwa durch heim-
liche oder listige Machenschaften, sondern be-
kundet öffentlich seinen Willensanspruch. So 
war die erste Forderung der sowjetrussischen 
Führung nach dem Einmarsch der Warschauer-
Pakt-Truppen in der Tschechoslowakei im 
Jahre 1968 die Aufhebung der Pressefreiheit 
und die absolute Kontrolle der Partei- und 

Staatsführung über alle Publikationsmittel. 
Nach der totalitären Lehre hat die Führung 
das alleinige Verfügungsrecht über jede Infor-
mationsverbreitung. Es darf im totalitären Sy-
stem grundsätzlich keinen Wettbewerb der 
Meinungen geben; nur die Führung, die in der 
Einheitspartei und im Staatsapparat ihre Wil-
lensinstrumente sieht, darf bestimmen, wor-
über die Bürger unterrichtet werden sollen 
und wie Informationen zu deuten sind. Kontro-
verse Meinungen dürfen nur in engstem Kreis 
der Führungskader entstehen und nur dort 
ausgetragen werden. Der Beschluß des Zentral-
komitees im sowjetkommunistischen System 
oder der proklamierte Wille des Führers in 
faschistischen Staaten ist allein gültig.
Damit die Eingleisigkeit der Informations- und 
Meinungsverbreitung gewährleistet ist, bedarf 
es der straffen Organisation. Die Spitze dieses 
Apparates bekommt einen der höchsten Ränge 
innerhalb der Führungshierarchie. So fungierte 

64) Dokumentation bei Thomas Ellwein, a. a. O., 
S. 512 f.
65) Manfred Schütte, a. a. O., S. 180 ff.



unter Hitler der Reichspropagandaminister 
Goebbels im engsten Kontakt mit ihm. Zu dem 
direkten Machtbereich des Propagandamini-
sters gehörten alle Rundfunksender, die ganze 
Presse, die ganze Filmproduktion, alle Thea-
ter, das ganze Konzertwesen und die bildende 
Kunst in ihren Ateliers und Ausstellungen. 
Damit wurden alle Möglichkeiten öffentlichen 
Wirkens zentral zusammengefaßt und über-
wachbar.
In einem totalitären System sollen alle Äuße-
rungsformen nur einem Ziel dienen, nämlich 
der Umerziehung und der Bewußtseinsumbil-
dung der Massen auf das Bild vom Menschen 
hin, wie es die totalitäre Ideologie entwirft. 
Die Frage ist nicht, wie das reale Wesen der 
Menschen in Erscheinung tritt und wie die Poli-
tik diesem Menschenwesen gerecht wird, son-
dern wie die ideologische Konstruktion des 
Menschen in der totalitären Gesellschaft real 
werden kann. Darin liegt der utopische Cha-
rakter totalitärer Ideologien.
Diesem Ziel der Bewußtseinsumbildung dient 
eine Propaganda, die allein den Willen der 
Menschen im Sinne der Führung bewegen und 
alles eigenständige Nachdenken und Urteilen 
ausschalten soll. In ihr spielen Lüge und Über-
redung die gleiche Rolle wie Wahrheit und 
Überzeugung. Moralische Wertungen spielen 
überhaupt keine Rolle mehr, da sie gegenüber 
dem Ziel ihre Bedeutung verlieren. Dabei ver-
läßt man sich nicht nur auf die Publikations-
und Darstellungsmittel, die der einzelne Bür-
ger ja in etwa meiden könnte, sondern bedient 
sich unmittelbarer menschlicher Kontakte 
durch die zahlreichen Funktionäre, denen der 
Bürger im Arbeitsleben, in den Zwangsor-
ganisationen, in den Wohngemeinschaften 
nicht ausweichen kann. In der Sowjetunion 
spricht man von etwa sieben Millionen solcher 
Agitatoren, die für bestimmte Partei- und Re-
gierungsziele unmittelbar am Menschen tätig 
werden können, d. h., auf etwa 30 Einwohner 
kommt ein solcher Propagandist. Diese totali-
täre Bewußtseinsumbildung oder Indoktrina-
tion erfordert eine ständige gezielte Kette von 
Appellen an die Psyche der Menschen. Denn 
zur Erhaltung der Macht braucht die Herr-
schaftsgruppe die tätige Zustimmung der Men-
schen. Selbst Gleichgültigkeit kann auf Dauer 
nicht geduldet werden. Die Rousseau'sche Lehre 
vom einheitlichen Volkswillen, der keine Ab-
weichungen dulden darf, wird von der Führung 
absolut genommen. Dieser einheitliche Volks-
wille muß deshalb ständig durch die Führung 
hergestellt werden. Die Rechtfertigung dafür 
wird aus der absoluten Gültigkeit der Ideolo-
gie abgeleitet, die allein mit dem Gesetz der 
Geschichte oder der Rasse übereinstimmt und 
absolute Wahrheit für sich beansprucht.

Zur psychologischen Bearbeitung durch die 
Mittel der Propaganda kommt aber die Dro-
hung durch Terror hinzu. Zwischen beiden be-
steht eine Wechselwirkung. Der psychologi-
sche Druck wird durch Suggestion und Angst 
in doppelter Weise gesteuert.
Überredung wird durch Terror im Hintergrund 
wirksam, und Terror wird durch Überredung 
verhüllt. Die Führungen aller totalitären Staa-
ten, die ihre Macht nicht aus der freien Kon-
kurrenz der Willensäußerungen des Volkes, 
sondern aus dem Sendungsbewußtsein der 
Klasse oder der Rasse legitimieren, müssen die 
Volksmassen ständig mit propagandistischen 
und terroristischen Mitteln beeinflussen, um 
ihr politisches Handeln mit den Prinzipien der 
Ideologie im Einklang erscheinen zu lassen.
Dennoch gibt es auch in totalitären Systemen 
eine Art von Öffentlicher Meinung unterhalb 
dieser Schwelle, die sich der Gleichschaltung 
entzieht. Sie äußert sich z. B. im politischen 
Flüsterwitz, bleibt aber ohnmächtig und reak-
tiv. Sie wird zum Reflex des Führungshandelns 
und des Druckes, ohne daß ihr Gelegenheit zur 
echten Öffentlichkeit mit allen Konsequenzen, 
auch der Oppositionsbildung, gegeben wird. 
Der Ausschluß von den modernen Verbrei-
tungstechniken läßt sie nicht zur politischen 
Geltung kommen.
Das Übergewicht der Herrschenden zeigt sich 
außerdem in deren überschwenglicher Anwen-
dung psychotechnischer Beeinflussungsmit-
tel66 ), wie die ständige Beschwörung eines 
Todfeindes, eines Sündenbockes, das allgegen-
wärtige Zurschaustellen von Symbolen und 
Bildern, häufige Veranstaltungen kultähnli-
cher Manifestationen und Aufmärsche und die 
Einrichtung ritueller Helden- und Märtyrer-
verehrung. Diese Mittel verstärken die Wir-
kungen der totalitären Propaganda und des 
Terrors dahin, daß die Menschen sich ihren 
Einflüssen unbewußt preisgeben und unkriti-
sche Zustimmung zum Willen der Führung be-
kunden. Es fehlt in totalitären Systemen we-
sentlich an Korrektivmöglichkeiten der Beein-
flussung, die in demokratischen Ordnungen 
schon durch die Vielfalt konkurrierender poli-
tischer Kräfte an der Bildung der öffentlichen 
Meinung beteiligt sind. Es fehlt vor allem der 
freiheitliche Appell an das kritische Urteilsver-
mögen des Bürgers, das nach demokratischer 
Überzeugung die Würde der Persönlichkeit 
ausmacht und in dem Wettkampf der Gefühls-
appelle schließlich den Ausschlag geben muß, 
damit aus Öffentlicher Meinung handlungsfä-
higer Wille zur politischen Gestaltung werden 
kann. 65

66)  A. a. O„ S. 75 f
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